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Vorsitzender:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, herzlich willkommen bei uns im Hessischen Landtag.

Ich griRe ganz herzlich die Anwesenden, zunachst die Damen und Herren Anzuhérenden, die
teilweise auch weite Wege zuriickgelegt haben. Danke fiir das Interesse und willkommen natiir-
lich in unseren Raumen hier. Weiter begrifR3e ich die Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten,
auRRerdem Minister Poseck, Staatssekretar RoRler sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Ministeriums. AuBerdem sehe ich noch eine Reihe an Interessierten, an Gasten, an Presse und
Offentlichkeit. Sie seien uns herzlich willkommen.

Ich rufe auf;

Gesetzentwurf

Landesregierung

Gesetz zur Verbesserung der Funktionsfahigkeit der kom-
munalen Vertretungskoérperschaften und zur Anderung kom-
munalrechtlicher Vorschriften

— Drucks. 21/1303

hierzu:

Stellungnahmen der Anzuhdrenden
— Ausschussvorlage INA 21/13

(Teil 1 und 2 verteilt am 27.01.2025
Teil 3 verteilt am 31.01.2025, Teil 4 verteilt am 07.02.2025,
Teil 5 verteilt am 14.02.2025)

Ich schlage vor, dass wir die Anhdrung in drei Blocke aufteilen, zun&chst die Kommunalen Spit-
zenverbéande, dann die Sachverstandigen und in einem dritten Block die Verbandsvertreter.

Herr Tim Ruder:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren Abgeordnete, Herr Innenminister, Herr Staatssek-
retar! Ich mochte lhnen kurz die wesentlichen Inhalte unserer Stellungnahme als Verband der 21
hessischen Landkreise erganzend zu unserer schriftlichen Stellungnahme kurz vortragen.

Es geht uns um drei Themen, die auch wesentlich fir den Gesetzentwurf sind. Das ist zum einen
die Gewahrleistung der Arbeitsfahigkeit der kommunalen Gremien, zum anderen die zuneh-
mende Digitalisierung auch in den kommunalen Gremien und die damit verbundene Steigerung
der Attraktivitat des Ehrenamtes, apropos Attraktivitdt, auch die Attraktivitdt der kommunalen
Wahlamter als dritter Schwerpunkt.
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Zu den einzelnen Punkten. Es war medial schon der, glaube ich, Hauptpunkt in der 6ffentlichen
Wahrnehmung, Stichwort Anderung des Wahlverfahrens. Wir sprechen uns ausdriicklich fur eine
Umstellung des Auszahlungsverfahrens in den Kommunalwahlen von Hare/Niemeyer zu d‘Hondt
aus. Warum machen wir das?

Das bisherige Verhaltniswahlsystem benachteiligt stark grof3ere Listentrager und begunstigt klei-
nere bis kleinste. Warum machen wir das? Ich sitze dramaturgisch gerade vis-a-vis zu einer klei-
neren Fraktion. Wir machen das ausdrucklich nicht, um kleinere Gruppierungen zu gangein.

Allein, es wird uns aus der Praxis und auch aus dem politischen Raum zunehmend berichtet,
dass das, was in der HGO und der HKO als Minderheitenrechte vorgesehen ist, zum Teil sehr
weitgehend angewandt und ausgelegt wird, es mehrseitige Fragenkataloge und Ahnliches gibt,
bei denen es sehr schwer ist, da noch eine Verbindung mit dem kommunalen Mandat herzustel-
len.

Wir erwarten deshalb von der Umstellung des Wahlverfahrens eine stéarkere Fokussierung auf
grol3ere Listentrager. Das geht dann — das will ich gar nicht verhehlen — auch zulasten von Ein-
zelpersonen beispielsweise, die gerade die Arbeitsfahigkeit in den Gremien gelegentlich lahmen
und erschweren koénnen.

Um es klar zu sagen — das finden Sie bei uns unter |.2 —, anders als im Gesetzentwurf vorgese-
hen, kénnten wir uns sehr gut vorstellen, bei den internen Wahlen zu Gremien, also bei Aus-
schusswabhlen, bei der Wahl von Kreisausschiissen und Ahnlichem, bei dem bisherigen Wahlver-
fahren zu bleiben. Warum? Wenn Sie einen Ausschuss mit neun, elf, zwolf oder wie viel Personen
auch immer wahlen, geht es nicht um die Handlungsfahigkeit. Da konnten wir uns vorstellen, beim
bisherigen Wahlverfahren zu bleiben.

Zweiter Punkt: Digitalisierung. Sie wissen alle, in Auswirkung der Bewaltigung der Coronakrise
wurde eine temporare Mdglichkeit geschaffen, auf Anwesenheit zu verzichten. Nach unserer Ein-
schatzung hat sich das ganz klar bewahrt. Wir sprechen uns dafiir aus, wie jetzt in dem Gesetz-
entwurf vorgesehen, dass es eine Option gibt, das heif3t, dass der Gesetzgeber nicht vorschreibt,
ihr miusst dies in den Stadten, Gemeinden und Landkreisen anbieten, sondern ihr kdnnt entschei-
den und regeln, wie ihr das macht. Naturlich sieht der Gesetzentwurf entsprechende Rahmen
vor, die wir ausdrucklich so teilen.

Neben der Gewéhrleistung der Handlungsfahigkeit in Krisensituationen bei Pandemien und Ahn-
lichem mdchte ich insbesondere betonen, dass wir eine Attraktivitatssteigerung fir kommunale
Mandatstragerinnen und -trager erwarten. Wenn sie namlich nicht mehr an jeder Sitzung korper-
lich teilnehmen muissen, sondern sich zuschalten konnen, hat das etwas mit der Vereinbarkeit
von Mandat bzw. Beruf und Familie, aber auch mit der Pflege von Angehdrigen zu tun.

Letzter Punkt: Attraktivitdt der kommunalen Wahlamter. Wir stellen fest — vermehrt seit der letzten
Versorgungsreform bei Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten —, dass sich viele sehr wohl tiberle-
gen, eine solche Verantwortung einzugehen und zu Ubernehmen, sich insbesondere auch im
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fortgeschrittenen Alter bei einer Wahlperiode von sechs Jahren tberlegen, noch einmal zur Ver-
flgung zu stehen. Deswegen sprechen wir uns fir einen friiheren Versorgungseintritt aus.

Um es klar zu sagen: Es geht uns nicht um den Birgermeister mit Anfang 30, der nach einer
Wahlperiode Versorgung bekommen hat — diese Beispiele hatten wir vor zehn Jahren —, sondern
es geht uns darum, mit einer entsprechenden Mindestdienstzeit — wir denken an sechs Jahre —
und einem Mindestalter Ruhestandsanspriche zu erhalten.

Das waren die wesentlichen Punkte aus Sicht des Hessischen Landkreistages. Fur Fragen hierzu
und zu anderen Punkten im Gesetzentwurf stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfligung. —
Danke schon.

Herr Stephan Gieseler:

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch unsererseits herzlichen Dank fir die Gelegenheit zur
Stellungnahme. Ich mag eine Anmerkung voranstellen, die etwas mit dem Verfahren der Geset-
zesentwicklung zu tun hat.

Ich mache nunmehr seit Gber 16 Jahren meinen Job an dieser Stelle und darf feststellen, dass
ich es bisher nicht erlebt habe, dass ein Regierungsentwurf so umfassend im Vorfeld, wéahrend-
dessen und auch im Nachgang die Méglichkeit einer Partizipation geliefert hat. Insofern darf heute
das Innenministerium, obwohl wir auch gerne Kritik Glben, mit einem fetten Lob nach Hause ge-
hen. — Das war es dann aber auch mit dem Lob. Wir wollen es nicht tbertreiben.

Sie haben alle unsere Stellungnahme vom 23. Januar 2025 vorliegen. Deswegen gehe ich nur
ganz kurz auf ein paar Dinge ein, die nicht zentralen im Fokus der Diskussion stehen, die aber
durchaus erwéhnenswert sind.

Sie setzen sich mit Ihrem Gesetzesentwurf auch mit der Beiratsstruktur in den Kommunen aus-
einander und schaffen Beirate. Dazu haben wir immer per se eine eher kritische Haltung, weil wir
davon ausgehen, als reprasentative Demokratie darf es ruhig Beirdte geben. Welche Beirate es
gibt, sollte die Kommune fir sich entscheiden und nicht der Landesgesetzgeber. Aber wenn man
es denn so tut, so unsere Anregung, bitte alle Beirate gleichbehandeln.

Wir haben in der Situation der Ortsbeirdte zum Beispiel den Fall, dass deren Anhdrungsrechte
eben nicht konstitutiv sind, sprich, wenn sie verletzt werden, was wir alle nicht wollen, aber wenn
es mal passiert, dann eben nicht zur Unwirksamkeit der Satzung beitragen, wohingegen bei den
neuen Beirdten, die sie schaffen, dies, wenn sie verletzt werden, tatsachlich dann zur Unwirk-
samkeit von Satzungen fuhren kann.

Insofern wére es wiinschenswert, dass es da ein Gleichklang gabe, dass niemand mehr Rechte
bekommt als der Ortsbeirat. Das zu § 8c und 4c HGO.

Dann ein Hinweis zu § 35 HGO. Da nehmen Sie eine Erganzung, eine Anderung der jeweiligen
Dinge vor, die Ublicherweise bei der Kommunalaufsicht gelegen haben, namlich die Frage der
Sanktionierung von Mandatstragern.
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Wir als Stadtetag sehen es als sehr kritisch, dass der Magistrat kiinftig Stadtverordnete sanktio-
nieren kann. Das ist nun einmal eine Aufgabe der Kommunalaufsicht. Dass ein von einer Ge-
meindevertretung gewahltes Gremium dann diejenigen sanktionieren kann, die ihn gewahlt ha-
ben, ist wirklich nicht rund, um es ganz vorsichtig zu formulieren. Da regen wir dringend an, noch
einmal dartiber nachzudenken, es moglicherweise bei den alten Zustandigkeiten zu belassen.

Dann ein zugegebenermallen wirklich kleiner Nischenkriegsschauplatz, 8§ 40a HGO. Da haben
Sie dem Grunde nach, was den ersten Entwurf des Gesetzes anbelangt, eine Klarstellung im
Hinblick auf die Anrechenbarkeit von Dienstzeiten von hauptamtlichen Wahlbeamten aus ande-
ren Bundeslandern gewéhlt. Dann wurde eine Anderung der Begriindung vorgenommen, und
dann wurde aus der tatséchlichen Klarstellung eine Anderung, was dem Grunde nach keine An-
derung ist, weil nach dem bisherigen Wortlaut auch nach unserer Ansicht zumindest die Dienst-
zeit anderer Bundeslander anrechenbar ist.

Es gab nur einen Meinungsdissens zwischen dem Innenministerium und zwei derzeit klagenden
Wahlbeamten. Ich nenne beispielhaft den Oberbirgermeister a. D. Bausch aus Russelsheim,
dessen Dienstzeiten aus einem anderen Bundesland nicht anerkannt worden sind. Da fanden wir
es gut, wenn sie es bei der Klarstellung belassen wiirden und nicht bei der Anderung in der Be-
griindung. Klar, das steigert nicht zwingend die Prozessaussichten des Landes.

Allerdings glauben wir schon, dass es eine Frage der Fairness ist, dann auch jene — es sind nur
ganz Wenige, weniger als eine Handvoll von Personen, die das tatséchlich betrifft — in der Ge-
setzesénderung in der Rickwirkung mit zu erfassen.

Soweit unsere Beitrage. — Danke.

Herr Johannes Heger:

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrter Herr Staatsminister, sehr geehrter
Staatssekretar! Zunachst einmal vielen Dank fur die Moglichkeit, heute hier vortragen zu kénnen.

Wir sto3en in das gleiche Horn wie mein Vorredner: Wir begriRen den Gesetzentwurf ausdriick-
lich. Ich denke, auch die Vorbereitung und die Einbindung hat sich bezahlt gemacht. Die HGO ist
die Kommunalverfassung der Stadte und Gemeinden. Das ist unser tagliches Handwerkszeug.
Es ist nicht unbedingt so, dass wir jeden Tag auf der HGO schlafen miissen, aber es ist das
Handwerkszeug, mit dem wir es zu tun haben.

Da ist es insoweit ganz gut und wichtig, dass man auch die entsprechenden Rickmeldungen
geben kann und dass diese dann beim Innenministerium auf fruchtbaren Boden fallen. Ich glaube,
das sind in vielen Bereichen dann Dinge, die entsprechend beriicksichtigt wurden und wir die
entsprechenden Rechtsauskinfte vor Ort geben, das also auch weiterspiegeln kdnnen. Dafur
nochmal recht herzlichen Dank an das Innenministerium.
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Wir mussen wir deutlich sagen, es sind Entlastungen in diesem Gesetzentwurf mit enthalten, ein
Thema, was wir allenthalben haben, das Entlasten von kommunalen Strukturen. Ich glaube, das
ist mit dieser HGO auf einen guten Weg gebracht.

Genug des Lobes. Wir haben auch einige kleinere Anmerkungen. Diesbeziglich habe ich vier
Punkte, die ich ganz kurz anschneiden mdchte.

Wir begruf3en es ausdriicklich, dass die Digitalisierung der Sitzungen sowohl in der Gemeinde-
vertretung als auch im Gemeindevorstand stattfindet.

Wir hatten, was § 67 HGO anbelangt, jedoch zwei Verbesserungsvorschlage. Erstens macht es
unserer Auffassung nach wenig Sinn, dass alle Mitglieder des Gemeindevorstands oder des Ma-
gistrats zu Hause bleiben und digital an den Sitzungen teilnehmen kdnnen, aber die Schriftfihrer
und weitere Bedienstete missen weiterhin im Rathaus verweilen und kdnnen sich nicht digital
zuschalten. Da sehen wir schon einen Verédnderungsbedarf.

Das zweite Thema, das wir haben, betrifft § 67. Dieser sieht zurzeit die Durchfiihrung eines so-
genannten Umlaufverfahrens vor. Das Ganze ist nur in einfachen Angelegenheiten moglich.
Wenn wir schon sagen, Digitalisierung ist méglich, warum sollen Umlaufverfahren als weitere
Alternative nicht generell zulassig sein? Zumal wir dann nicht die Streitfrage haben, was ,einfache
Angelegenheiten” sind.

Ein weiteres Thema, das uns ein bisschen umtreibt, ist sowohl § 4c als auch § 8c. Die ganze
Sache ist beim Kollegen Gieseler angeklungen. Es ist hier auf jeden Fall vom Verstandnis her
durchaus nachvollziehbar, Kinder und Jugendliche zu beteiligen, aber die Pflichtigenregelung ist
der Bereich, wo wir unsere Schwierigkeiten haben.

Unsere Pramisse ist eigentlich immer, die Mandatstrager und Mandatstragerinnen zu starken,
dass die im Endeffekt eine Starkung erfahren, weil sie im Endeffekt die Entscheidungen herbei-
fuhren missen. Eine Beteiligung ja, aber das soll bitte schon vor Ort entschieden werden. Das ist
die erste Pramisse, die wir haben.

Das zweite Thema ist — da kommen wir ein bisschen zu dem Thema Ungleichbehandlung —,
Gemeindevertretung, Gemeindevorstand haben eine Geschéftsordnung und sowohl 8§ 4c als
auch 8 8c sehen ein Satzungserfordernis vor. Dann kommen wir genau wieder zu den juristischen
Problemen. Wenn gegen eine Satzung verstoR3en wird, hat das Auswirkungen auf den entspre-
chenden Beschluss im Nachgang.

Wenn kein Verzicht auf diese Satzung angedacht ist, kdnnten wir uns zumindest vorstellen, dass
eine Ergadnzung des 8 5 Abs. 4 HGO stattfindet, wo wir gewisse Heilungsregelungen nach Ablauf
einer Frist haben.

Das néchste Thema — das ist auch schon das vorletzte —, ist das Thema Birgerbegehren, Bir-
gerentscheid. Wir begrufRen die Erweiterung des Negativkatalogs, kdnnen uns aber nicht so ganz
erklaren, warum bei dem Bauleitplanverfahren immer noch dieses Erfordernis enthalten ist, dass
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im Zusammenhang mit dem Aufstellungsbeschluss diesbeziiglich trotzdem noch ein Birgerbe-
gehren moglich ist. Wir sehen diese kommunalen Planungen vergleichbar mit dem, was ansons-
ten ausgenommen wurde und in dem Negativkatalog insoweit mit Berticksichtigung gefunden hat.

Die Offentlichkeitsbeteiligung ist in all diesen Verfahren gewahrleistet, im Bauleitplanverfahren
gleichermalf3en wie in den immissionsschutzrechtlichen Verfahren. Das ist bundes- oder landes-
rechtlich insoweit geregelt.

Das letzte Thema, was uns ein bisschen umtreibt, ist § 50 Absatz 2 HGO. Das ist das Thema
Akteneinsichtsausschuss. Wir haben immer wieder festzustellen, dass dort vor Ort im Rahmen
solcher Akteneinsichtsausschisse dienstliche und hdchstpersénliche Angelegenheiten vermehrt
in den Blick kommen. Ich weil3 nicht, ob es wirklich hilfreich ist, dass diese Flut von Anfragen und
diese Flut von Bildung von Akteneinsichtsausschiissen gerade in diesem Bereich hdchstpersén-
licher Angelegenheiten zulassig ist. Auch da fanden wir es sinnvoll, diesen Bereich insoweit aus-
zunehmen, zumal da auch mehr Interessen Dritter mit beteiligt sind.

Das ist erst einmal mein Part. Jetzt wirde ich das Wort an Dr. Rauber weitergeben.

Herr Dr. David Rauber:

Meine Damen und Herren, danke fur die Gelegenheit zur Stellungnahme auch noch einmal mind-
lich. Ich méchte ein paar wenige Schlaglichter fir das Wirtschaftsrecht in der Gemeindeordnung
prasentieren.

Auch hier ist durchaus positiv zu vermerken, dass der Gesetzentwurf die hohe Standard- und
Verwaltungslast als Problem nicht nur formuliert, sondern auch in einigen bedeutenden Punkten
angeht: Streichung der Privatisierungspriifung in § 121 Absatz 7 HGO, des Mittelfristhaushaltssi-
cherungskonzepts in 8 92a und auch die Einordnung von Breitbandversorgung, erneuerbaren
Energien und Wohnungsbau als nicht wirtschaftliche Betatigungen. Das wird in vielen Punkten
die praktische Handhabung der HGO sicherlich deutlich erleichtern.

Ich kann ferner sagen, eine Anmerkung zu Artikel | Nr. 26 hat sich erledigt. Es war ein Versehen
meinerseits, dass das dringeblieben ist. Das hat die Landesregierung schon in der ersten Anho-
rung bericksichtigt.

Dann blieben noch ein paar wenige Punkte offen. Wir haben bei den Jahresabschlissen immer
die Diskussion, wie schnell es denn nach Abschluss des Jahres gehen muss. Der Gesetzentwurf
sagt, der Eigenbetrieb soll schneller werden, von sechs Monaten Aufstellungsfrist auf vier Mo-
nate. Wir halten es gerade umgekehrt fur richtig.

Wir meinen, dass die Jahresabschlisse auch der Gemeinde in sechs Monaten aufgestellt sein
sollten, weil das einfach nach den Erfahrungen auch gut aufgestellter, kleinerer und mittlerer
Stadte und Gemeinden die realistischere Frist ist.
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Wir wirden weiter gerne die anlasslose Wartefrist fur die Bekanntmachung der Haushaltssatzung
in 8 97 Absatz 4 HGO aufgehoben sehen; denn dort geht es um Gemeinden, die im Prinzip vor-
bildliche Haushalte haben, ausgeglichen, ohne genehmigungsbeddrftige Teile, und die missen
trotzdem einen Monat nach Vorlage an die Aufsichtsbehérde warten. Das miisste nicht sein und
ist ein bisschen kontrar zum Ziel der Starkung der Handlungsfahigkeit.

Beim KAG noch zwei Schlaglichter. Wir begriRen sehr die Regelungen zur Beitragserhebung.
Das tragt ganz klar zur Rechtssicherheit bei. Wir wirden uns mit Blick auf die Rechtssicherheit
auch winschen, dass unsere Anmerkungen zur Ratenzahlung und dem diesbeziglichen Ermes-
sen aufgegriffen werden und eine Klarstellung erfolgen wirde, wobei die Unklarheit nicht der
Gesetzgeber zu verantworten hat, sondern diese hat sich einfach aus der verwaltungsgerichtli-
chen Rechtsprechung entwickelt. — Danke schon.

Vorsitzender:

So viel zum ersten Block. Dann kdnnen wir mit der Fragerunde starten. Deswegen die Frage an
die Damen und Herren Abgeordneten: Gibt es Fragen?

Abgeordneter Christoph Sippel:

Ich habe eine Frage an den Stadtetag und den Landkreistag beziglich einer Aussage, die der
Hessische Stadte- und Gemeindebund in der Stellungnahme geschrieben hat. Es geht um die
Einfiihrung der Anderung des Auszahlverfahrens. Der Hessische Stadte- und Gemeindebund
schreibt — ich schaue noch einmal auf den genauen Wortlaut —, dass den Verwaltungen Hare/Nie-
meyer bekannter und die Berechnung einfacher sei und dass das deswegen noch einmal Uber-
dacht werden sollte. Es geht also um ein paar Kritikpunkte, was die Einfihrung angeht. Wie wir-
den Sie das sehen?

Herr Stephan Gieseler:

Der Mensch ist ein Gewohnheitstier. Selbstverstandlich haben wir eine ganz langjahrige Praxis
des Hare/Niemeyer-Verfahrens. Ich glaube, fast jeder Gemeindevertreter oder Mandatstrager auf
Kreisebene wird wahrscheinlich auswendig kénnen, wie was in diesem Sachzusammenhang aus-
zurechnen ist. Tatsachlich ist die Umstellung auf d'Hondt dann etwas Neues.

Wir als Stadtetag vertreten die Ansicht — ohne dem Gemeindebund in den Riicken fallen zu wol-
len, weil wir denken, wir werden nicht daran sterben, wenn dem Gemeindebund gefolgt wird —,
wenn man ein System umstellt, sollte man es konsequent tun. Wenn man sagt, wir stellen auf
d’Hondt um, dann sollte man es im Inneren wie im AuReren machen, einfach um die Nachvoll-
ziehbarkeit und Transparenz nach auf3en zu haben.

Klar, das geniel3t nicht den Applaus aller Mandatstrager, aber manchmal muss man einfach tun,
was vernunftig ist.
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Herr Tim Ruder:

Danke fur die Frage. Ohne jetzt allzu sehr aus dem Nahk&astchen zu plaudern, haben Sie hier
auch ein Stick weit einen Klassiker, ob Sie starker — das ist nicht besser oder schlechter oder
richtig oder falsch — auf Stimmen aus der Verwaltung fokussieren oder ob Sie starker auf Politik
fokussieren. Wie gesagt, kann man so sagen, kann man so machen.

Gremienbeschlisse werden bei uns nattrlich, wie bei lhnen auch, von der Politik gefasst, und
deswegen haben wir uns aus den von mir vorhin geschilderten Griinden fiur die Einfihrung von
d‘Hondt entschieden.

Nattrlich — Stephan Gieseler hat alles zum Thema gesagt —, wenn etwas neu ist, dann ist es erst
einmal umsténdlich, das ist per se so.

Was die Einheitlichkeit des Auszahlungsverfahrens angeht: Das kann man so sehen. Bitte fiihren
Sie sich aber auch vor Augen, Sie haben als Gesetzgeber doch schon vor einigen Jahren Kumu-
lieren und Panaschieren eingeflihrt. Von ein paar Unruhen in den ersten Wochen bei konstituie-
renden Sitzungen abgesehen hat danach niemand mehr ernsthaft a) behauptet, Kumulieren und
Panaschieren wirde auch bei Gremienwahlen innerhalb der Kommune gelten, und b), es wére
eine Zumutung, dass da unterschiedliche Wahlverfahren laufen.

Die Frage ist also, was Sie wollen. Gehen wird es sowohl einheitlich als auch unterschiedlich. Da
lassen sich fur beides Argumente bringen. —Danke schon.

Abgeordneter Bernd Erich Vohl:

Ich habe auch zu dem Auszéhlungsverfahren eine Frage an den Landkreistag und den Stadtetag.
Viele sehen die Umstellung auf d’Hondt sehr, sehr kritisch — das ist auch hier in den Stellungnah-
men deutlich geworden —, und zwar aus einem Grunde, dass namlich die kleineren Parteien de-
finitiv benachteiligt werden, kleinere Gruppierungen also.

Da wird dann auch gesagt, die politische Vielfalt sei nicht mehr so gegeben, weil diese kleineren
Gruppierungen, kleineren Parteien, wie man sie auch nennen will, dann wegfallen wiirden. Dazu
ist meine Frage: Wie sehen Sie das? Einerseits wird gesagt, so kdnne ein Kreistag, ein Stadtpar-
lament wesentlich effektiv arbeiten. Andererseits ist die politische Vielfalt in dem Augenblick nicht
mehr so gegeben. Dazu meine Frage, wie Sie das sehen, weil Sie zustimmend zu d’Hondt sind.

Herr Stephan Gieseler:

Meinungsvielfalt ist schén. Allerdings — darauf mdchte ich schon ein Stiick weit aufmerksam ma-
chen, auch wenn das manchmal in kommunalen Parlamenten anders gesehen wird — sind wir
eine Verwaltungseinheit. Verwaltungseinheiten sollten nicht nur durch bunte Vielfalt glanzen, son-
dern auch durch Effizienz.
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Wir glauben schon, dass insbesondere bei den grol3eren Gemeindevertretungen nicht jeder Zu-
gewinn an Meinungsvielfalt wirklich ein Zugewinn an Demokratie und an Erleichterung von Ver-
waltungs- und Verfahrensablaufen ist, zumal sich Kleinstvertreter nicht selten in der Opposition
befinden. Die Opposition wird dann zwar bunter. Was die Mehrheitsbildung anbelangt, kommt es
nicht zwingend darauf an — ich sage es mal ganz vorsichtig —, ob eine Einzelperson, die auch in
der Gemeindevertretung sitzt, es so oder anders sieht, aber einen vollumfanglichen Anspruch auf
Informationen hat, den sie auch umfassend nutzt und dadurch auch partiell Verwaltungstatigkei-
ten — ich sage jetzt mal vorsichtig — ausdehnt. Daher ist das ein schwieriger Kompromiss.

Ich sage auch, die Umstellung zu d‘Hondt fuhrt nicht dazu, dass wirklich kleinere Fraktionen be-
troffen sein werden. Es werden, wenn Uberhaupt, Einzelpersonen in grof3en Gemeindevertretun-
gen betroffen sein.

Wir haben das einmal hochgerechnet: Gemeindevertretungen mit 37 oder 45 Abgeordneten —
das sind Gréfzenordnungen mit 25.000 bis 30.000 Einwohnern — dirften von d‘Hondt weniger
einen Vorteil haben, wenn man das als Vorteil betrachtet, dass jetzt Kleinstfraktionen nicht mehr
dabei sind. Vielmehr sind es Stadte wie Offenbach, Frankfurt oder Wiesbaden mit groRen Ge-
meindevertretungen, wo dann vielleicht ein oder zwei Gemeindevertreter nicht mehr dabei sein
werden, die bis jetzt als Einzelperson ihre Tatigkeit austben.

Herr Tim Ruder:

An den Kollegen Gieseler ankniipfend: Wir setzen uns nicht fuir eine Benachteiligung kleinerer
und Kleinstgruppierungen oder Einzelkédmpferinnen und Einzelkdmpfern ein, sondern fir eine an-
gemessene Berlcksichtigung grof3erer Listentrager. Ich will das hier ausdriicklich unterstreichen.

Es gibt eine Untersuchung dazu, die aber schon etwas alter ist. In der Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Frankfurt — also kein Kreis, aber unsere Kreistage haben auch zum Teil eine sehr
hohe Abgeordnetenzahl — waren es deutlich unter einem Prozent der Stimmen — 0,6 % oder
0,8 %, ich mdchte mich aus der Erinnerung heraus nicht mehr festlegen —, die gereicht haben,
um einen Sitz zu erzielen.

Ich unterstreichend also das, was Stephan Gieseler gesagt hat. Da geht es nicht um kleinere
Gruppierungen oder Fraktionen, sondern es geht um — ich nenne sie einmal so — monothemati-
sche Vertreterinnen und Vertreter.

In Frankfurt war es — Sie kdnnen das dann politisch anders bewerten — eine Initiative, deren
einzige Aussage es war, gegen den Flughafenausbau zu sein. Das ist in Ordnung. Ich bewerte
das gar nicht politisch. Aber da wurde eine Stadtverordnetenversammlung gewahlt, oder nebenan
wurden Kreistage gewéhlt, da ist dann doch ein breiteres Spektrum an Themen wichtig als nur
das eine oder andere Einzelthema.

Wir haben in den Kreistagen teilweise neun und noch mehr Fraktionen und Gruppierungen direkt
nach einer Kommunalwahl, nicht diejenigen mitgerechnet, die im Laufe der Zeit, weil man doch
anders miteinander klarkommt, als man das vor der Wahl gedacht hat, oder eben nicht klarkommt,
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dann austreten. Sie sind dann irgendwann bei einem Kreistag auch bei elf unterschiedlichen
Gruppierungen. Das bitte ich einfach auch zu bedenken. Deswegen muss man am Anfang das
entsprechend im Zahlverfahren beriicksichtigen.

Ich will — auch auf die Gefahr hin, eine Nebendiskussion aufzumachen, weil es darum hier nicht
geht — aber auch sagen, wir haben in der Enquetekommission zur Hessischen Verfassung da-
mals eine Prozentklausel aus genau Motiven gefordert, die ich gerade geschildert habe. Das ist
dann aus verfassungsrechtlichen Griinden nicht mehrheitsfahig gewesen. Das haben wir zu ak-
zeptieren. Dann sind das eben auf einfach-gesetzlichem Wege Mdglichkeiten, um zu steuern,
dass Gremien einerseits eine Pluralitdt an Meinungen abbilden, andererseits aber in ihrer Ge-
samtheit noch arbeitsféahig bleiben. — Vielen Dank.

Abgeordneter Moritz Promny:

Ich habe eine Frage an Herrn Ruder im Hinblick auf die schriftliche Stellungnahme des Hessi-
schen Landkreistags. Unter 1.1, Anderung des Wahlverfahrens, § 22 KWG fiihren Sie aus:

.ES wird daher die Einfihrung des Auszahlverfahrens nach d’Hondt begruf3t,”
— das haben Sie eben auch mindlich ausgefihrt —

,um einer immer weiteren Zersplitterung der Vertretungskorperschaften vorzubeugen und
Mehrheitsfindungen zu erleichtern.”

Auf welche empirischen Grundlagen stitzen Sie diese Behauptung? Das ist meine erste Frage.

Meine zweite Frage geht dahin, dass Sie sagen, zunachst einmal wére es bei Kreistagssitzungen
schwierig oder es sei in den vergangenen Jahren schwieriger geworden, weil Mandatstrager tat-
sachlich ihre Rechte wahrnehmen und kommunalrechtlich Fragen stellen und andere Dinge ma-
chen, die ihnen die Kommunalverfassung zugesteht.

Dariuber hinaus schreiben Sie:

-Um Missverstandnissen vorzubeugen: Es geht hierbei nicht um eine Beschrankung der
berechtigten Ausiibung der sich aus dem Mandat ergebenden Rechte.”

Dann kommt das berihmte ,Komma aber“. Sie haben es schdon mit dem Begriff ,allerdings” ka-
schiert, aber das ,aber” steckt da natirlich drin. Jetzt schreiben Sie tatsachlich:

LAllerdings missbrauchen Einzelne zunehmend die Instrumente des Kommunalrechts,

(..

Also, das missen Sie mir einmal erklaren, wie hier ein Missbrauch betrieben wird, wenn man
seine origindren Rechte auslbt. Immerhin ist man demokratisch gewahlt. Das ist die zweite
Frage.
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Dritte Frage. Sie schreiben dann, dass diese einzelnen Personen das machen. Damit insinuieren
Sie, wenn man das jetzt mit dem Verfahren d’Hondt verkniipft, dass diese einzelnen Personen
hauptséchlich aus den kleineren Gruppierungen kommen und nicht aus den grof3en. Sonst wirde
Ihre Argumentation ins Leere laufen. Da mussten Sie mich aufklaren, ob das tatsachlich nur aus
den kleineren Fraktionen kommt oder ob es tatséchlich auch Anfragen aus den gréf3eren Frakti-
onen gibt, die zu einer, wie Sie so schon sagen, Zersplitterung oder erheblichen Uberlastung
fihren. — Vielen Dank.

Herr Tim Ruder:

Danke schon, Herr Promny, fir die Fragen, die mich natirlich nicht Uberraschen. Es ist auch
selbstverstandlich und mehr als in Ordnung.

Um beim Letzten anzufangen: Selbstverstandlich — ich spitze zu — schiitzt die Zugehdrigkeit zu
einer groRen Fraktion nicht davor, ausufernde Anfragen oder Ahnliches einzubringen. Das ist
klar. — Aber Spal} beiseite.

Wenn Sie fragen, wie wir dazu kommen, welche Berechnungen und welche empirischen Erhe-
bungen uns vorliegen, mochte ich Folgendes sagen: Im Landkreistag — ich nehme Sie kurz mit in
unseren Verband — hat jeder Landkreis zwei Stimmen, eine hat Landrat/Landratin und eine
der/die Kreistagsvorsitzende. Das heif3t, wir sind in einem regen und regelmafiigen Austausch
auch mit dem ehrenamtlichen Teil — ein Kreistagsvorsitzender sitzt heute auch im Publikum, einer
ist Abgeordneter —, die Erfahrungen einbringen, die sie vor Ort in den 21 Kreistagen machen.
Gleichzeitig betreuen wir die Buros insbesondere in der Rechtsberatung. Die beiden Schwester-
verbande machen es ahnlich.

Da nehmen wir tiber die Jahre wahr, dass es sehr oft —ich habe es vorhin umschrieben — Antrage
gibt, Fragen ahnlich wie die, die Sie hier im Hause auch haben — mehrere DIN A4-Seiten —, die
lauten: Wie viele Falle hat die Verwaltung von, wie viele Bescheide sind so rausgegangen, und
wie grold war ...

Sie haben als Landtagsabgeordneter, auch als ehrenamtlicher Kreistagsabgeordneter ein Frage-
recht, bei dem es sich aber — ich kann es jetzt nicht an Zahlen festmachen, aber ich spitze zu -
bei Frage 22 oder 23 dann nicht mehr nachvollziehen lasst, was das denn noch mit der Austibung
des Mandates eines Ehrenamtes zu tun hat und wo es einfach darum geht — ich sage es zuge-
spitzt —, Verwaltung mit sich selbst zu beschatftigen bis hin zu lahmzulegen.

Das ist eine Erfahrung, die wir haben. Nein, das gibt es auch bei grol3eren Fraktionen, aber es
ist tendenziell ein Instrument von Kleinstgruppierungen und Einzelpersonen.

Noch einmal: Das kann ich nicht empirisch festmachen. Ich habe nicht 21 Landkreise abgefragt,
welche Erfahrungen diese mit ihrem Kreistag haben. Nattrlich hdren wir von den Problemen. Wir
hdéren nicht zwingend aus den Kreistagen, was alles gut lauft. Aber die Probleme, die ich gerade
versucht habe zu beschreiben, haben in der beschriebenen Art und Weise zugenommen.
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Dementsprechend kann man natirlich nicht rechtsseminaristisch sagen — das haben Sie auch
nicht angedeutet —, bis zur soundsovielten Frage ist es die normale Ausiibung eines hauptberuf-
lichen oder ehrenamtlichen Mandates in kommunalen Gremien, und ab der soundsovielten Frage
ist es missbrauchlich. Aber egal, wo jemand politisch herkommt, merken Sie bei Anfragen dann
schon, ob da jemand Informationen herausziehen will, um einen Antrag zum Stellenplan oder fur
ein Projekt zu stellen oder es einfach nur wie vorhin beschrieben darum geht, die Beratungen in
den Kreisgremien und die Arbeitsabldufe in der Verwaltung zumindest zu erschweren. Gegen
Letzteres haben wir etwas. Ich hoffe, das ist deutlich geworden. — Danke schon.

Abgeordneter Alexander Bauer:

Zum Teil ist die Frage schon beantwortet worden, aber ich will sie noch einmal dezidiert an die
Vertreter der Kommunalen Spitzenverbande wiederholen. Es wurde schon deutlich, dass es zwar
kein Kommunalparlament als solches ist, sondern Sie sprachen von einer Verwaltungseinheit,
Herr Gieseler. Aber alle Reprasentanzen haben so etwas wie eine Art Mindestreprasentation,
also Sperrklausel. Das heif3t, man braucht eine gewisse Legitimationsbasis als Minimum, um
Uberhaupt als Reprasentant in diesem Gremium mitwirken zu kénnen. Deshalb ware die Denklo-
gik, dass man sagt, von allen Parlamenten gibt es eine Art Hirde, die man Uberwinden muss, um
sozusagen diesen Mindestsitz zu erreichen.

Wenn ich teilweise rechnerisch mit weniger Stimmen, als ich theoretisch brauchte, um einen Sitz
zu erreichen, schon in eine Gebietskorpervertretung reinkommen kann, dann ist die Frage, ob
nicht das Auszéhlungsverfahren ein Stick weit eine gewisse Korrektur darstellen kann, so wie
wir das vorgesehen haben, damit eben genau das auch dann zum Tragen kommt, weil ich eben
eine Sperrklausel rechtlich nicht durchsetzen kann.

Herr Stephan Gieseler:

Die d‘hondtsche Lésung ist der Kompromiss zu dem, was wir uns wiinschen, und dem, was eben
realistischerweise rechtlich durchgesetzt werden kann. Insofern ist d'Hondt der Grundsatz, auf
den wir uns verstandigen kdnnen. Uns wére eine Sperrklausel, so wie Sie es gerade ein bisschen
angedeutet haben, durchaus lieber gewesen, weil man tatsachlich — das lag vielleicht auch an
der Vergangenheit und daran, dass es alles in Zukunft irgendwie anders wird — durchaus die
Erfahrung sammeln konnte, dass die Gremien seinerzeit etwas arbeitsfahiger waren.

Abgeordnete Lisa Gnadl:

Ich habe eine Nachfrage an Herrn Gieseler. Sie hatten eben auch Uber das Thema der Beirate
und davon gesprochen, dass zusatzliche Beirate durch diesen Gesetzentwurf geschaffen wer-
den. Da wollte ich nachhaken. Die Schaffung zusatzlicher Beirate obliegt immer noch den Kom-
munen. Wo lesen Sie im Gesetzentwurf, dass wir quasi aus der Landespolitik heraus die Ent-
scheidungen Uber die Schaffung von Beiraten getroffen wird? Das konnte ich noch nicht ganz
nachvollziehen.
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Dann noch einmal zu dem Punkt der Gleichbehandlung die Frage, ob denn aus lhrer Sicht heute
alle Beirate gleich behandelt werden und ob es nicht in Hinblick darauf, was gerade auch die
Jugendbeteiligung und Jugendbeirate oder Jugendparlamente angeht, in welcher Form auch im-
mer man junge Menschen vor Ort aktiv hat, nicht auch im Sinne der Demokratie ist, hier zu sagen,
wir schaffen nochmal ein besonderes Antragsrecht im Vergleich zu anderen Beiraten, weil eben
Kinder und Jugendliche im Moment aufgrund ihres Alters keine Chance haben, selbst in einem
Parlament aktiv zu sein. Kdénnte das nicht in gewisser Form fur eine besondere Aktivierung auch
im Hinblick auf demokratisches Miteinander von jungen Menschen durchaus sinnvoll sein?

Herr Stephan Gieseler:

Wir bestreiten nicht, dass es sinnvoll ist, gesellschaftlich homogene Gruppen in die Kommunal-
politik und in die Entscheidungen der kommunalen Ebene mit einzubeziehen. Unser Punkt ist,
dass das jede Kommune fir sich entscheiden sollte. Sie kénnten sich in Ihren Vorschriften in der
HGO darauf beschranken zu sagen, sie kbnnen Beirdte einrichten, und wir entscheiden dann,
welche Beirdte eingerichtet werden. Aber Sie haben hier explizit die Jugendlichen herausgedeu-
tet. Sie haben explizit den Seniorenbeirat herausgegriindet, und Sie haben auch jeweils obliga-
torisch hineingeschrieben, mit welchen Rechten sie zu versehen sind.

Bis jetzt war die Beiratsstruktur mit einer einzigen Ausnahme so gewesen, dass die Beirate die
Mdglichkeit hatten, Vorschlage zu unterbreiten. Jetzt gehen Sie so weit zu sagen, dort kénnen
auch Antrage gestellt werden.

Ich sage mal, es ware lustig, wenn wir als Hessischer Stadtetag bei lhnen im Landtag Antrage
stellen oder Gesetzesvorlagen einbringen kdnnten, weil wir an der Stelle so klug und allwissend
sind bezogen auf unsere Themen. Das wollen Sie auch nicht, und das ist richtig und verndnftig.

Sie haben seinerzeit mit der Schaffung der Integrationskommissionen, und wir haben seinerzeit
mit der Schaffung des Auslanderbeirats Rechte gestarkt, haben auch das Antragsrecht geschaf-
fen, Rechte, die Sie zum Beispiel beim Ortsbeirat nicht geschaffen haben. Er hat kein Antrags-
recht.

Insofern haben Sie schon eine Disharmonie der Beirate geschaffen, und Sie vertiefen diese Dis-
harmonie, ich sage mal, das ist eine reine rechtliche Disharmonie. Das bezieht sich nicht auf die
Personen. Die rechtliche Disharmonie vertiefen Sie, indem Sie jetzt das Thema Jugend- und Se-
niorenbeirate ausdriicklich gesetzméaRig betonen.

Wie gesagt, Sie kdonnen gerne formulieren: Beiréte sind zu schaffen. — Dagegen haben wir nichts,
wir lieben das auch, weil wir uns mit sachkundigen Menschen auf kommunaler Ebene auseinan-
dersetzen wollen, aber dann eben gleichmafiig mit gleichen Rechten, mit gleichen Konsequen-
zen.

Wir haben vorhin auf § 8c und § 4c aufmerksam gemacht. Da ist es tatsachlich so — und auch im
Sachzusammenhang mit den Ortsbeiréaten —, dass, wenn sie ein Anhdrungsverfahren im Rahmen
der Ortsbeirate fahrlassigerweise versaumen, es keine Auswirkung auf die Satzungen hat. Hier
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in dem Fall bei den Seniorenbeiraten und Jugendbeiraten, die Sie jetzt neu schaffen, wird das
nicht der Fall sein. Sollten sie eine Anhdrung versdumen, ist ihre Satzung hinfallig. Daher nochmal
einen genauen Blick in das Gesetz an der Stelle, auch das, was Sie hier vorgeschlagen haben,
zu schlieen. Unser Vorschlag ware, weniger ist mehr.

Abgeordneter Moritz Promny:

Ich wollte nochmal anknlipfen, weil Herr Ruder die Frage nach der Empirik beantwortet hat mit
dem Hinweis darauf, es sei eine Wahrnehmung der Gremien, und er habe keine Zahlen, wenn
ich das richtig verstanden habe. Deswegen méchte ich die Frage auf die Gibrigen Spitzenverbande
erweitern, ob es dort eine Empirie fur die Behauptung der Zersplitterung der Vertretungskorper-
schaften gibt. Das ware sehr interessant zu wissen.

Ich mdchte eine zweite Frage nachschieben, namlich die Frage, wie die Kommunalen Spitzen-
verbande zu einem anderen alternativen Verfahren neben d’Hondt und Hare/Niemeyer stehen,
ob sie das fur das fairere Verfahren halten.

Herr Stephan Gieseler:

Vielleicht die letzte Frage zuerst. Es gibt verschiedene Verfahren einer Wahl, die man durchfth-
ren kann. Fur uns war aus langer Vergangenheit zumindest d’Hondt bekannt. Ich sage jetzt mal,
im Hessischen Stadtetag sind unsere Wahlverfahren schon seit Grindung nach d’Hondt funktio-
nierend. Insofern war es fur uns willkommen, d’Hondt im Kommunalverfassungsrecht wieder an-
zutreffen. Das war so ein Stiick weit unsere intrinsische Motivation, das gut zu finden.

Der Hessische Stadtetag macht auch wie der Gemeindebund Rechtsberatung. Ich darf Ihnen
sagen, die Rechtsberatung im Kommunalverfassungsrecht dreht sich viel um Anfragen. Ich werde
jetzt natirlich nicht Ross und Reiter nennen, aber wenn mich in der Woche 20 bis 30 Rechtsan-
fragen den kommunalverfassungsrechtlichen Bereich betreffend erreichen, dirfen Sie davon aus-
gehen, dass sich gut ein Drittel mit dem Thema Anfragen auseinandersetzt.

Wir verauskunften gerne in die Richtung, dass wir sagen: Soweit eine Frage der Ausiibung des
Mandats dient, ist eine Anfrage immer gerechtfertigt, wenn es denn auch noch in der Zustandig-
keit der Stadtverordnetenversammlung liegt. Aber je kleiner eine Fraktion wird — das kdnnen wir
durchaus erkennen, und das mache ich den kleinen Fraktionen und den Kleinstgruppierungen
gar nicht zum Vorwurf —, desto mehr driften diese Themen ab. Das hat einen ganz einfachen
Grund. Die Einzelpersonen sind haufig nicht in den Ausschiissen vertreten, weil sie Fraktion sein
muassen, um einen Ausschusssitz zu bekommen. Insofern muss die Information anderweitig be-
schafft werden. Zum anderen kann innerhalb einer Fraktion Wissen gestreut und auch Wissen
geteilt werden, was Expertentum anbelangt. Das kann ein einzelner Mandatstrager eben nicht.
Er muss in vielen Fallen improvisieren. Nicht selten ist es so, dass der eine Mandatstrager dann
in einer Wahlperiode da ist und in der nachsten nicht. Das heifl3t, es fehlen dann auch Erfahrungs-
werte.
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Das fuhrt insgesamt dazu, dass Anfragen gestellt werden. Die Gremienburos sind nicht so aus-
gerustet wie ein Landtag, was logisch ist, was auch richtig und verninftig ist. Deswegen werden
Anfragen in der Bearbeitungsdauer etwas langer gehandhabt wie im Hessischen Landtag.

Da kommt es durchaus vor, dass Anfragen — ich habe vor Kurzem wieder so eine Aufstellung aus
einer Kommune gesehen — aus dem Jahr 2018 heute noch nicht beantwortet sind, weil bestimmte
Dinge nicht recherchiert werden konnten, weil sie es entweder nicht in die Zusténdigkeit der Stadt-
verordnetenversammlung geschafft haben oder diese Anfrage einfach aus Arbeitsflut nicht be-
werkstelligt werden konnte, weil sie eben per se nichts mit der Kommune zu tun hatte, zumindest
nicht mit dem Gremium, und nicht beantwortet werden konnte.

Insofern betrachten wir Kleinst- und Einzelpersonen durchaus als Gewinn, aber tatséchlich, was
Meinungsbildung anbelangt, allerdings natirlich auch als herausfordernd fir kleine Verwaltun-
gen. Daher fanden wir es besser, dort zu einer anderen Effizienz zu gelangen.

Herr Johannes Heger:

Herr Abgeordneter Promny, wir sind auch dafiir, dass das Wabhlverfahren insoweit wieder auf
d’Hondt zurlickgedreht wird. Das hat etwas damit zu tun, dass es bis 1980 d’'Hondt in Hessen
gab und erst danach auf Hare/Niemeyer umgestellt worden ist. Das ist insoweit diesbeztiglich ein
vertrautes Metier. Nicht jeder Abgeordnete ist seit 1980 mit dabei. Das gehort auch zur Wabhrheit
dazu.

Wir haben insoweit festgestellt, dass das dritte Verfahren — Sainte-Lagué/Schepers — dann doch
eine etwas komplexere Materie ist. Daher ist das Modell d’Hondt, das unserem Petitum am ehes-
ten entspricht, glaube ich, dasjenige, was erstens schon einmal hier in Hessen funktioniert hat
und damit rechtlich gar nicht so sehr angreifbar ist, zumal es auch aktuelle Verfassungsrecht-
sprechung aus Bayern gibt, die besagt, dass es hier eine entsprechende Entscheidungsmaoglich-
keit des Landesgesetzgebers gibt, eine Gestaltungsfreiheit, zwischen diesen drei Verfahren zu
wahlen. Wenn schon ein solches Verfahren, dann das etwas einfachere d‘Hondt-Verfahren an-
statt des komplexeren Verfahrens, das wir als dritte Alternative dann insoweit hatten.

Die Frage, was die Vielfalt in den Kommunalvertretungen anbelangt, das konnen wir — das ist
zwar jetzt eher eine interne Angelegenheit — insoweit ein bisschen nachvollziehen. Wir haben
naturlich auch Wahlgremien bei uns im Stadte- und Gemeindebund. Einer der Faktoren, der da
eine Rolle spielt, ist die Fraktionszugehorigkeit der einzelnen oder anderen Gruppen. Wenn wir
dann eine empirische Erhebung machen — die machen wir alle finf Jahre —, ist es wirklich schon
festzustellen, dass friher drei bis vier Fraktionen unterwegs waren und wir heute bei sechs, sie-
ben oder zum Teil acht, also, wie gesagt, am Anfang der Wahlperiode, unterwegs sind, und das
bei Kommunen zwischen 15.000 und 25.000 Einwohnern.

Das ist jetzt nicht bei jeder Kommune abgefragt, aber wir ermitteln das im Endeffekt schon. Diese
Ausgestaltung der Vielfalt macht sich dann auch diesbeziiglich bemerkbar. Da ist noch gar nicht
mit eingerechnet, was wirklich im Laufe einer Wahlperiode ist, dass auch aus gré3eren Gruppen
der eine oder andere dann wieder aussteigt und sagt: ,nein, mit denen dann doch nicht“, und man
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dann als Einzelbewerber unterwegs ist oder sich dann auch wieder mit anderen zusammen-
schlief3t.

Die ganze Angelegenheit ist sehr inhomogen geworden. Das ist wirklich eine Frage, die wir vor
dem Hintergrund der Effektivitat der Arbeitsweise der Gemeindevertretung glauben bertcksichti-
gen zu mussen. Daher sind diese Vorschlage, die wir sehen, durchaus richtige Vorschlage, die
in die richtige Richtung gehen. — Vielen Dank.

Abgeordneter Ridiger Holschuh:

Ich habe folgende Frage an alle drei Spitzenverbande: Haben Sie einmal eine Einschatzung fur
die Parlamente, wie viele Sitze denn am Ende durch die Umstellung des Wahlverfahrens betrof-
fen sein werden? Ich habe das einmal fur die Parlamente, in denen ich tatig bin, durchgerechnet.
Das sind oftmals wirklich nur einzelne Sitze, die sich verschieben wirden.

Ich kann verstehen, dass man bei der Umstellung des Verfahrens intensiv tiber die grundséatzli-
chen Dinge diskutiert. Ich sehe das als Teil eines groReren Paketes. Sie kbnnen einmal Ihre
Einschatzung mitteilen, ob Sie das auch so sehen. Gerade die Verringerungen, die wir den Kom-
munen durch Vereinfachung anheimstellen, mit Blick auf die Gréf3e der Parlamente hat dies deut-
lich direktere Auswirkung auf die Praktikabilitéat, weil sich der Stimmenanteil pro Sitz dadurch na-
turlich deutlich verandert. Da brauchte ich ein Gefiihl von Ihnen, wie das vor Ort diskutiert wird
und ob das tatsachlich zu dieser grof3en Verschiebung fuhrt, wie man das nach manchen Beitra-
gen zur Umstellung des Wahlverfahrens denken kénnte. — Danke schon.

Herr Tim Ruder:

Herr Abgeordneter Holschuh, auch das haben wir nicht komplett durchgerechnet. Aufgrund der
Rickmeldungen kdnnen Sie aber davon ausgehen, dass es ein, zwei Einzelkdmpfende sind. Es
ist nicht so, dass Fraktionen oder Gruppierungen verlustig gehen wiirden, sondern da geht es
wirklich um Randfiguren.

Um das noch einmal deutlich zu sagen: Das ist auch keine, wie auch immer zusammengesetzte
Mehrheitsbeschaffungs- oder Vermeidungsinitiative oder so etwas. Das geht auch gar nicht bei
einem kommunalen Spitzenverband, bei dem Repréasentanten verschiedener Parteien in Amt und
Wirden und in den Gremien sind. Noch einmal zusammenfassend: Es sind einige Wenige in
Gremien und keine Massenwanderung. — Danke.

Herr Stephan Gieseler:

Wir vertreten als Stadtetag vor allen Dingen die kreisfreien und die Sonderstatusstadte. Das wird
wohl auch der Kreis derjenigen sein, die bezogen auf ihre GremiengroéRe lberhaupt betroffen
sein kénnten. Wir haben das bezogen auf die Landeshauptstadt Wiesbaden und auf Frankfurt
einmal durchkalkuliert. Da muss man immer auf der Grundlage des jeweiligen Wahlergebnisses
gucken. Da gibt es vielleicht, wenn es hochkommt, sechs, sieben Mandatstrager, die betroffen
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waren, wenn Uberhaupt. Wenn sie bei der nachsten Wahl schon wieder Uber ein Prozent rut-
schen, sind sie schon nicht mehr betroffen. Daher ist das immer nur eine Momentaufnahme.

Wenn es jetzt bezogen auf unsere komplette Mitgliedschaft vielleicht ein ganzes Dutzend von
Einzelmandatstragern werden kdnnte, ware das viel.

Herr Johannes Heger:

Um das Bild komplett zu machen, weil wir den kreisangehdrigen Bereich haben: Wir haben das
nattrlich klar auch vor dem Hintergrund der Wahlergebnisse von vor funf Jahren in Einzelfallen
gerechnet. Ich kann dem beipflichten, was Herr Gieseler gesagt hat. Es betrifft definitiv die gro-
Reren Einheiten. Aber es kann im Endeffekt auch die ganz kleinen Einheiten mit einzelnen Per-
sonen betreffen. Im gréRten Teil der Kommunen hat es am Ende keine Auswirkungen. Wie ge-
sagt, nur ganz oben und ganz unten sehen wir im Endeffekt entsprechende Auswirkungen. Aber
das hangt natirlich von den Wahlergebnissen und von der Zusammensetzung ab. Es sind viele
Faktoren, die sich natirlich auch wieder verandern kénnen. Es sind immer Einzelfalle, mit denen
wir dann im Endeffekt rechnen kdénnen.

Abgeordneter Christian Rohde:

Ich habe eine Frage beziglich § 121 HGO. Da geht es um die nicht wirtschaftlichen Betatigungs-
felder. Da wurden der Wohnungsbau und die Versorgung mit erneuerbaren Energien hinzugeflgt.
Auch das Subsidiaritatsprinzip ist da ein Thema. Insbesondere die IHK und der Hessische Hand-
werkstag haben groRe Bedenken geaul3ert. Da ist die Rede davon, das Regel-Ausnahmeverhalt-
nis werde umgekehrt. Da wird gesagt, dass das Subsidiaritatsprinzip aufgeweicht wirde, dass es
hier Eingriffe in die Privatwirtschaft gebe, dass man darin ein Problem sehe und dass mdglicher-
weise eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultieren kénnte.

Ich méchte allen Vertretern der Kommunalen Spitzenverbande die Frage stellen, wie sie sich zu
diesen Bedenken positionieren. — Danke.

Herr Stephan Gieseler:

Der Untergang des Abendlandes droht durch diese Gesetzesanderung nicht. Ich sage es einmal
ganz deutlich, insbesondere bezogen auf den Wohnungsbau. Wir diskutieren alle hoch und run-
ter, es werden und mussen Uberall Wohnungen gebaut werden. Bis jetzt sind ausschlielich,
wenn es um den geférderten Wohnungsbau geht, nur jene unterwegs, die aus Dekaden davor
das gesellschaftliche Recht haben, Wohnungsbau zu betreiben.

Ich glaube, 2008 war die letzte Reform. Da war es so gewesen, dass das Thema nicht mehr von
den Kommunen betrieben werden durfte, auch nicht von kommunalen Gesellschaften, sondern
nur noch der rein soziale Wohnungsbau, der in sich nicht wirtschaftlich funktionieren kann. Sie
kénnen sozialen Wohnungsbau nur dann machen, wenn Sie Komplementéarfinanzierung in der
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Weise darstellen, dass Sie eben auch Wohnungen verkaufen, die dann quasi die Wohnungen
mitfinanzieren, die eben an sich nicht wirtschaftlich zu betreiben sind.

Das ist ein Missstand, weil dadurch eine bauliche Liicke entstanden ist, ein Feld, dessen sich
niemand mehr bedient. Eine der wenigen rihmlichen Ausnahmen ist sicherlich die Nassauische
Heimstéatte, die in Hessen auch ein groRer Player in dieser Frage ist. Aber ansonsten sind so gut
wie keine stadtischen Wohnungsgesellschaften mehr da.

Durch diese Vorschrift, durch diese Offnung haben wiederum die Kommunen die Maglichkeit,
auch wenn es kein Zuschussgeschaft ist, Wohnungen zu bauen. Sie werden weiterhin sozialen
Wohnungsbau betreiben kdnnen, weil sie eben durch Wohnungen, die sich auch wirtschaftlich
als tragfahig erweisen, diese querfinanzieren kénnen. Das ist die Uberlegung, die dahintersteht.
Die finden wir auch gut, weil wir in dem Bereich etwas machen kénnen.

Ich erinnere mich noch daran, wie damals die Vorschriften zum Thema der wirtschaftlichen Beta-
tigung hoch und runter diskutiert worden sind. Da mussten wir dartiber diskutieren, warum denn
bei einem stadtischen Friedhof die Gehwegpflege gebulhrenrelevant ist oder nicht und warum
stadtische Mitarbeiter dort nicht tatig sein durfen, weil es eine wirtschaftliche Betatigung ist, dort
unterwegs zu sein. So kleinteilig sollte man Kommunen an dieser Stelle aber bitte nicht wahrneh-
men.

Die machen es nur dort, wo es sinnvoll ist, aber nicht, um irgendwelche horrenden Ertrédge zu
generieren oder Unternehmen im Weg herumzustehen, sondern um in sich tragféahig zu funktio-
nieren. So sehen wir auch das Thema Wohnungswirtschaft. Deswegen sind wir dankbar fur diese
Erganzung der Vorschrift § 121, die immer noch nicht, wenn man es liest, leichte Kost ist. Da
konnte man es noch ein Stiick weit vereinfachen, aber das ist aus unserer Sicht schon einmal ein
ordentlicher Schlag in die richtige Richtung. Insofern sind wir sehr dankbar dafur.

Herr Dr. David Rauber:

Erganzend zu meinem Vorredner: Das Stichwort Subsidiaritat ist vor gut 20 Jahren in die HGO
aufgenommen worden, also das Klagerecht privater Dritter, die sich wirtschaftlich betatigen wol-
len. Dazu gibt es in Hessen genau eine veroffentlichte Gerichtsentscheidung. Das ist die be-
rihmte Friedhofspflege hier in der Landeshauptstadt, also offensichtlich keine Gro3baustelle, we-
der aus kommunaler Sicht, die weil3, was sie an Handwerk und Mittelstand vor Ort hat. Das ist
auch ein Befund, der quer durch die kommunalpolitische Landschaft geht, dass man von selbst
nattrlich nur dort aktiv zu werden versucht, wo Licken tats&chlich im Angebot sind, weil man
eben weil3, was man an seiner lokalen Wirtschaft hat. Das gilt wirklich sehr breit im kommunal-
politischen Konsens.

Zu dem Klagerecht gibt es mit anderen Worten die Folge einer gewissen Rechtsunsicherheit, weil
man nicht so genau weil3, vielleicht kommt doch einer, der Erste oder der Zweite nach den Fried-
hofsgartnereien hier in der Landeshauptstadt, der dann doch mal klagt. Aber aktuell gibt es eben
keine Falle.
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Man muss auch bedenken, wenn jetzt im Wohnungsbau ein lang gehegter kommunalpolitischer
Waunsch erfillt wird, dass namlich eine Mischung in der sozialen Belegung angestrebt werden
kann, dass es auch noch ein wichtiger stadtebaulicher Aspekt ist, dass man als Kommune eben
nicht allein auf den sozialen Wohnungsbau begrenzt ist, wie Kollege Gieseler schon ausgefiihrt
hat, sondern eben auch tatséchlich die Handhabe bekommt, einfach eine soziale Mischung der
Bewohnerinnen und Bewohner hinzubekommen. Das wird damit deutlich leichter.

Es wird nicht alle Probleme am Wohnungsmarkt [6sen kénnen, aber es ist zumindest ein wichti-
ges zusatzliches Instrument. Bei all den Bereichen, die mit dem Gesetzentwurf zusétzlich erleich-
tert werden, fuhrt es letztlich zu Investitionen, von denen die Privatwirtschaft profitieren wird; denn
es werden nicht die kommunalen Bauhdofe sein, die diese neuen Wohnungen bauen, sondern das
werden private Unternehmen sein. Dann hat der Gesetzgeber sicherlich auch noch etwas fir die
wirtschaftliche Belebung getan. — Danke schon.

Herr Tim Ruder:

Ich wollte als Letzter sprechen, damit ich mich der Einfachheit halber den Vorrednern anschlieRen
kann, wenngleich — das wissen Sie — der Wohnungsbau fiir die Landkreise von etwas unterge-
ordneter Bedeutung ist im Vergleich zu gré3eren Stadten. Aber auch hier ist eine Lockerung des
Korsetts des § 121 fiir uns absolut in Ordnung und dringend geboten. — Danke schon.

Abgeordneter Moritz Promny:

Ich mdchte an die Ausfiihrungen von Herrn Gieseler und Herrn Heger anknlipfen. Herr Gieseler,
ich finde es faszinierend zu héren, dass Sie fir Frankfurt und Wiesbaden empirisch ermittelt ha-
ben, was die Sachlage ist, mit all den Schwierigkeiten, tatsachliche Zahlen zu greifen. Ich kann
festhalten, ich mag nattirlich Frankfurt, ich mag auch Wiesbaden, aber Hessen ist nattrlich mehr
als nur diese beiden groRRartigen Stadte. Wir haben Giber 400 Kommunen in diesem Land. Insofern
lohnt es sich, einmal genauer hinzuschauen.

Sie haben einen Zusammenhang hergestellt zwischen der GroRRe der jeweiligen Gruppen bzw.
der Anzahl fraktionsloser Mandatstrager und der Haufigkeit der Ausiibung des Fragerechts. Jetzt
wirde mich interessieren — weil Sie damit auch zum Ausdruck bringen, Sie wollen das Wahlver-
fahren andern, damit diese Fragen nicht mehr gestellt werden kdnnen —, wére es nicht ein milde-
res Mittel — das ist jetzt meine Frage an Sie —, die Art des Fragerechts in einer verhaltnisméaRigen
Art und Weise einzuschranken, anstatt gleich das ganze Wahlverfahren zu andern? Wenn die
Auslbung des Fragerechts der Anlass dafiir ist, das Wahlverfahren zu andern, kénnte man doch
ein milderes Mittel nehmen und die Fragerechte in eine verhaltnisméRige Form bringen. Das ist
die Frage an Herrn Gieseler.

Herr Heger, Sie haben ausgefiihrt, dass wir in Hessen schon 1980 d’Hondt hatten. Da wiirde
mich interessieren, wie lhre Einschatzung dazu ist. Ich habe ja nach alternativen Auszahlverfah-
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ren gefragt. Wir haben auf Bundesebene beispielsweise auch lange Jahre bis 1981 d’Hondt ge-
habt. Dann hat man beim Auszéhlverfahren im Deutschen Bundestag zu Hare/Niemeyer gewech-
selt.

Dann hat man festgestellt, sowohl d’'Hondt als auch Hare/Niemeyer sind nicht wirklich gerecht,
was die Sitzzuteilung anbelangt. Dann hat man sich fur ein anderes Verfahren entschieden. Wie
ist denn Ihre Einschatzung dazu? Ware es nicht sinnvoller, das Verfahren Sainte Lagué/Schepers
auch in Hessen anzuwenden?

Herr Stephan Gieseler:

Ich gestehe ganz offen, um der einen oder anderen Effizienz dienen zu wollen, am Fragerecht
aller Mandatstréager herumzuschrauben, da weif3 ich nicht, ob das wirklich so klug wére, zumal,
wenn Sie in die Rechte der einzelnen Mandatstrager einsteigen, die Verwerfungen im Hinblick
auf dessen, was lokale Demokratie ausmacht oder nicht, nach meinem Dafiirhalten etwas gréRer
waren. Ganz abgesehen davon, dass wir nicht die Frage — — Das hat auch Herr Ruder nicht
gemacht. Da muss ich den Kollegen in Schutz nehmen. Er hat nicht die Ausibung des Frage-
rechts kritisiert, sondern den Umstand, dass bei der Ausiibung des Fragerechts das Fragerecht
in der Weise missbraucht wird, dass Fragen gestellt werden, die mit der Sache eigentlich nichts
zu tun haben.

Insofern haben wir eigentlich eine gesetzliche Reglementierung, die sagt: Das Fragerecht sieht
so und so aus. Wie gesagt, wir reden jetzt Giber ein relativ kleines Feld. Die Belastung der Ver-
waltung resultiert im Wesentlichen daraus, dass Fragen gestellt werden, die eigentlich nicht zu
stellen sind und allein aufgrund eines mangelnden Sachverstands gestellt werden. Den mangeln-
den Sachverstand habe ich deswegen erwahnt, weil eine Einzelperson nattrlich unmdéglich die
Chance hat, sich so viel Wissen anzueignen, wie das zum Beispiel eine Fraktion kann.

Deswegen muss man sich auch die Frage stellen, ob man die Menschen, die mit grol3er Hoffnung
dort hineingewéahlt werden und dann dort sind, einen wirklich groRen Gefallen tut, wenn man sie
an dieser Stelle regelhaft durch die verschiedenen Vorschriften, Bestimmungen und Mal3gaben,
die nun mal vorhanden sind, schlichtweg Uberfordert.

Nattrlich wollen Kleinstfraktionen und Einzelpersonen mit den Fraktionen politisch Schritt halten.
Das ist aber eine unmdgliche Aufgabenstellung. Deswegen muss man schauen, ob man das
wirklich in der HGO festschreiben will.

Sie streichen an einer anderen Stelle auch die Einzel-Personen-Fraktion. Das hat durchaus auch
seine Griunde. Ich glaube, man kann den Mut entwickeln zu sagen, man beschrankt sich auf
weniger Mandatstrager, auf vielleicht die eine oder andere Einzelperson. Wir werden das auch
sehen. Im Bundestag werden auch nicht alle Einzelnen gewahlt, die dort antreten. Da werden Sie
auch feststellen, dass es irgendwo einen Schnitt von Parteien und Fraktionen gibt, die nicht ver-
treten sein werden.
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Das gewabhrleistet ein Stuick weit — mit dem Bundestag ist das nattrlich jetzt hochgegriffen — die
Arbeitsfahigkeit eines politischen Gremiums. Hinsichtlich der Arbeitsfahigkeit des Bundestags ha-
ben wir in der Vergangenheit sehr viel erlebt. Das fiihrte sogar dazu, dass das individuelle Wahl-
recht und die erste Wahlstimme signifikant eingeschrankt wurden. Ich glaube, die Einschrankung,
die wir hier diskutieren, ist bei Weitem geringer.

Herr Johannes Heger:

Herr Promny, wir haben in unserer Stellungnahme auf Seite 22 ausgefihrt, dass der Bundesge-
setzgeber auch bei der Einfliihrung von Sainte Lagué/Schepers davon ausgegangen ist, dass bei
keinem der Berechnungsverfahren eine mathematisch absolute, exakte Ubertragung des
Stimmenverhéltnisses der Parteien auf die Sitzverhaltnisse im Bundestag erreicht werden kann.
Es bleiben also immer Unwagbarkeiten. Es ist nie hundertprozentig eins zu eins, was sich rein
mathematisch ergibt. Wenn Sie aus einer grof3en Anzahl von Stimmen Abgeordnetenmandate zu
besetzen haben, ist das rein mathematisch nie hundertprozentig deckungsgleich. Das kann im
Endeffekt nicht das Thema sein.

Wir sind der Auffassung — wir haben solche Rechnungen bei unseren Lehrgangen auch immer
wieder transportiert —, dass das d’'Hondt-Verfahren, das auch ein Divisorverfahren ist, aber immer
noch in der Handhabung einfacher ist als das dritte Verfahren, das wir hier haben. Die Unter-
schiede zwischen d’Hondt und dem Sainte Lagué/Schepers-Verfahren sind nicht so exorbitant,
dass es zwingend erforderlich sein misste, dieses Verfahren einzufuhren.

Abgeordneter Bernd Erich Vohl:

Ich habe eine Frage an Herrn Gieseler vom Hessischen Stadtetag. Sie haben in lhrer Stellung-
nahme die Mindestaufenthaltsdauer von Wohnsitzlosen kritisch gesehen. Dass das Wahlrecht fur
Wohnsitzlose verfassungsrechtlich geboten ist, ist klar. Welche Regeln wiirden Sie vorschlagen?

Wir haben eine Mindestaufenthaltsdauer in einer Gemeinde von sechs Wochen. Die hatten wir
auch schon davor gehabt. Sie sehen es kritisch. Welche Vorschlage haben Sie dazu?

Herr Stephan Gieseler:

Wenn es allein nach mir oder nach dem Stadtetag ginge, hatten wir die Vorschriften so gelassen,
wie sie sind. Wenn sich im Bundes- und Landesrecht etwas andert, muss man dem aber auf
kommunaler Ebene folgen. Das macht durchaus Sinn.

Wir haben insbesondere im urbanen Bereich Wohnsitzlose, die zwischen Ortsgrenzen wandern.
Das ist unser Kernproblem. Wenn Sie mal schauen, wo die Ortsgrenzen zwischen Oberursel und
Bad Homburg verlaufen, missen Sie in einer tagesgenauen Erhebung feststellen, wo er sich im
Jahr Uberwiegend aufgehalten hat. Wo genau hat er jetzt sein Wahlrecht? Das sind die prakti-
schen Themen.
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Im Endeffekt wird es auf sechs, acht Wochen oder drei Monate nicht ankommen. Wir haben das
generelle Problem, dass wir nicht genau wissen, wo er ist. Am Ende wird er wahrscheinlich dort
sein Wahlrecht erhalten, wo er im Rathaus aufschlagt, was jetzt bei einer Bundestagswahl und
Landtagswahl kein Problem ist, aber bei einer Kommunalwahl kénnte es dann ein Problem wer-
den.

Jetzt ist aber — das muss man auch fair sagen — das Thema der Wohnsitzlosen, die zur Wahl
gehen, also wirklich zur Wahl gehen méchten, eine Aufgabenstellung, die relativ klein ist. Die
wenigsten Wohnsitzlosen gehen auf die Verwaltung zu und beantragen einen Wahlschein. Das
kommt ganz selten vor. Insofern kdnnen wir mit der Regelung so, wie sie jetzt kommt, leben, auch
wenn es Aufwand bedeutet, wohl wissend, dass wir wahrscheinlich in der Quantitat nicht viel zu
arbeiten haben.

Vorsitzender:

Ich danke allen Vertretern der Kommunalen Spitzenverbande. Dann steigen wir ein die Anhérung
der Sachverstandigen ein.

Herr Prof. Dr. Matthias Friehe:

Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich habe mich in mei-
ner Stellungnahme, die Ihnen vorliegt, zu verschiedenen Punkten eingelassen und méchte mich
jetzt auf die Frage der Sitzzuteilung konzentrieren, weil die auch kontrovers diskutiert worden ist.

Ich habe mich schon in meiner schriftlichen Stellungnahme in Ubereinstimmung mit der Recht-
sprechung auf den Standpunkt gestellt, dass der Gesetzgeber ein freies Wahlrecht hat, welches
der Verfahren er nutzt. Ich habe dann zur Kenntnis genommen, dass andere Sachverstandige
aus dem Bereich des Verfassungsrechts das teils sehr viel kritischer beurteilt haben. Danach hat
es mich naturlich erst recht interessiert. Ich habe in Vorbereitung auf die mindliche Anhdrung
heute Morgen einmal ein Beispiel durchgerechnet — die Frage kam auch —, und zwar zur Univer-
sitatsstadt Marburg.

(Anlage)

Was hatte sich in Marburg geandert, wenn d’Hondt angewendet worden ware? Dann wére ein
Sitz von den Piraten zu den Grunen gerutscht. Das hatte tatséchlich eine kleine Veranderung bei
der Mehrheitsbildung insofern erméglicht, als damit ganz knapp mit einer Stimme Mehrheit eine
Grin-SPD-Koalition moéglich gewesen ware, flr die es so keine Mehrheit gab.

Das gleiche Ergebnis hatte man Ubrigens erzielt — auch das habe ich durchgerechnet —, wenn
man das Lagué-Verfahren angewendet hatte, wofiir es verschiedene mathematische Berech-
nungsmethoden gibt. Eine funktioniert Ubrigens fast genauso wie bei d’Hondt. Ich teile nicht die
Einschatzung, dass das komplizierter zu berechnen ist. Es hangt namlich davon ab, wie man
Lagué berechnet.
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Man sieht also — das ist aus meiner Sicht die Uberleitung zur Kritik an dem Gesetzentwurf, und
das ist hier schon angeklungen —, welcher Eindruck letztendlich entsteht. Die kleinen Parteien
wirden benachteiligt, heil3t es. Anhand dieses Beispiels ist klargeworden — es sind auch andere
Berechnungen durchgefiihrt worden, die jetzt leider nicht konkret auf dem Tisch liegen, da ist es
aber da @hnlich —, dass wir hier nicht davon reden, dass normalerweise mehrere Parteien betrof-
fen sind, sondern wenn tUberhaupt sind meistens nur ein bis zwei, also einer, der den Sitz verliert,
und einer, der ihn gewinnt, betroffen. Wir reden also von kleinsten Verschiebungen.

Aus meiner Sicht gibt es ein erkennbares Missverhdaltnis zwischen dem Ziel, das die Landesre-
gierung verfolgt, der Aufregung, die darum entstanden ist, und das, was tatsachlich politisch her-
auskommt, weil der politische Output sehr gering ist, die Aufregung dagegen sehr grof3 ist.

Die Frage ist naturlich, wie man damit umgeht um. Damit komme ich zu der Frage der Sperrklau-
sel. Auch das habe ich einmal ausgerechnet. Was ware in Marburg passiert, wenn es eine Sperr-
klausel gegeben hatte? Dann ware es namlich so gewesen, dass noch die AfD, die FDP und das
BfM, eine Rathauspartei, ausgeschieden wéren. Das wiederum hatte dazu gefihrt — ich will jetzt
nicht auf die Zahlen im Einzelnen eingehen, das wird lhnen hinterher im Protokoll nachgeliefert,
weil ich das, wie gesagt, erst heute Morgen durchgerechnet habe —, dass Koalitionen jeweils aus
CDU und Griinen moglich gewesen waren, man muss es andersherum sagen, also aus Griinen
und CDU - die Grinen waren vorne —, eine grof3e Koalition unter Fihrung der SPD oder auch
eine Koalition aus Grinen und SPD.

Das ware auch nach dem Lagué-Verfahren moglich gewesen. Da ware noch ein Sitz zur Linken
gegangen. Das Lagué-Verfahren hétte tatsachlich auch wieder zu einer ganz kleinen Anderung
gefuhrt. Sperrklausel und Lagué waren ganz minimal anders gewesen als Sperrklausel und
d’Hondt. Das hétte aber nichts daran geandert, dass die mehrheitsbildende Wirkung natirlich bei
der Sperrklausel ungleich gréR3er ist.

Das fuhrt mich zur letzten Frage, ob es namlich mdglich ist, eine Sperrklausel einzufiihren. Da
habe ich mich sehr gewundert. Ich wundere mich nicht; denn ich weil} ja, wie es ist. Es gibt Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts, die den Eindruck vermitteln, das sei nicht méglich.
Das ist aber — das will ich ganz ausdriicklich sagen — so nicht richtig.

Die eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die sich mit dem Kommunalwahlrecht
beschéftigt, beruht nur darauf, dass das Land Schleswig-Holstein seinerzeit kein Landesverfas-
sungsgericht hatte und das Bundesverfassungsgericht dann in dieser Sonderkonstellation als
Landesverfassungsgericht fur das Land Schleswig-Holstein entschieden hat.

Seitdem ist der Eindruck entstanden, dass bundesverfassungsrechtlich klar sei, dass die Sperr-
klausel im Kommunalwabhlrecht nicht eingefiihrt werden kdnnte. Das ist schlicht nicht richtig; denn
es gibt eine ganz klare und auch jingst noch einmal gefestigte Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts, dass fiur die Beurteilung des Wahlrechts auf Landerebene allein die Landes-
verfassungsgerichte zustandig sind und der Bund hier nur in duf3ersten Grenzen tétig wird, wenn
die Grundsatze des Artikels 28 GG verletzt sind.
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Es gibt eine weitere Entscheidung zu einem &hnlichen Mehr-Ebenen-System, wo das Bundes-
verfassungsgericht jiingst die Wiedereinfihrung der Sperrklausel bei der Europawabhl gebilligt hat,
und zwar auf der Grundlage von europaischem Recht. Auch in Europa war es so gewesen, dass
das Bundesverfassungsgericht die nationale Sperrklausel gekippt hatte, und zwar genauso wie
im kommunalen Bereich in Schleswig-Holstein jeweils mit der groben Begriindung, weder das
Europaische Parlament noch die Kommunalparlamente oder Kommunalvertretungen seien so
wichtig wie der Bundestag und die Landtage, seien also letztendlich gar nicht so wichtige Gre-
mien.

Diese Rechtsprechung ist zu Recht auf grof3e Kritik gestoRen. Man kann sich fragen, ob die
Rechtsprechung tUberhaupt jemals richtig gewesen ist. Aber das Bundesverfassungsgericht hat
die Auswege offengelassen. Die Rechtsprechung kann sich sozusagen andern. Es hat ausdrtick-
lich gesagt, wir sind eventuell bereit, unsere Rechtsprechung zu &ndern, wenn sich zeigen sollte,
dass eine Zersplitterung zunimmt. Das ist auch die Argumentation der Landesregierung, dass
das jetzt der Fall ist.

Dann ware es konsequent, auf Grundlage der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
dann zu sagen: Die Zersplitterung hat zugenommen, das Problem hat zugenommen, wir &ndern
jetzt.

Im Ubrigen noch einmal — das mdchte ich unterstreichen —: Diese Frage wiirde vom Bundesver-
fassungsgericht Giberhaupt nie entschieden werden. Diese Frage wiirde zum Hessischen Staats-
gerichtshof gehen. Der Hessische Staatsgerichtshof hat bisher keine Neigung erkennen lassen,
die Sperrklausel fir unzuléssig zu halten, zumal die Hessische Verfassung, anders als das
Grundgesetz, eine Sperrklausel ausdriicklich vorsieht, zumindest fiir den Landtag, sodass sich
dann die Frage stellt, warum sie dann im kommunalen Bereich unzulassig sein soll.

Das Bundesverfassungsgericht wirde hier nur die auRersten Grenzen prifen, ob dadurch von
einer gleichen Wahl nicht mehr die Rede sein kénne. Zu diesem Ergebnis wird das Bundesver-
fassungsgericht schon deswegen nicht kommen, weil es die Sperrklausel auch auf Bundesebene
gibt und weil es jungst auch auf Grundlage von européaischem Recht die Sperrklausel wieder
gebilligt hat.

Daher ist es aus meiner Perspektive beziglich dieses Abschnitts ist es so: Diese Verfahrensan-
derung ist verfassungsrechtlich unproblematisch méglich. Die Anderungen sind minimal. Damit
ist zugleich wesentlichen Gegenargumenten, dass das verfassungsrechtlich zuléassig sein soll,
der Wind aus den Segeln genommen. Auf landesverfassungsrechtlicher Ebene ware eine Wie-
dereinfuhrung der Sperrklausel grundséatzlich maoglich.

Ubrigens — letzte Bemerkung dazu —: Der Weg zur Wiedereinfiihrung der Sperrklausel, der recht-
lich absolut safe ware, ware der, dies einfach in die Hessische Landesverfassung hineinzuschrei-
ben; denn dann kénnte der Hessische Staatsgerichtshof auch nicht mehr unter Argumenten der
Gleichheit der Wahl Giberhaupt eine Abwagung vornehmen. Dann stiinde es in der Landesverfas-
sung. Diese Mdglichkeit bestiinde also auch. Aus meiner Uberzeugung kann es aber auch auf
einfachgesetzlicher Ebene so eingefiihrt werden.
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Die weiteren Themen will ich nur kurz erwahnen, gerne auf Nachfrage dazu mehr. Ich habe unter
anderem einen Formulierungsvorschlag gemacht, was die Hybrid-Sitzung anbelangt, der sich am
Betriebsverfassungsrecht orientiert, hier die Moglichkeit zu geben, dass, wenn eine qualifizierte
Minderheit das verlangt, die Sitzung in Prasenz stattfinden muss, damit man gerade bei kritischen
strittigen Themen die Moglichkeit hat, eine Préasenzsitzung zu erzwingen. Das wirde ich fir richtig
und auch der Bedeutung der Kommunalvertretung fur angemessen halten.

Ansonsten sehe ich die Einfiihrung der Seniorenbeirate sehr kritisch. Ich habe leider keine neuen
Zahlen vom Landesamt fur Statistik bekommen. Ich hatte beim letzten Mal dazu angefragt, ob es
Statistiken dazu gibt, wie die Kommunalvertretungen zusammengesetzt sind. Die gab es leider
nicht. Aber nach meiner gefuhlten Evidenz ist eine demokratische Reprasentation des éalteren
Teils der Bevolkerung ausreichend gewahrleistet.

So viel dazu. Gerne auf Nachfrage mehr dazu. — Vielen Dank.

Frau Prof. Dr. Elke Gurlit:

Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin diejenige, die erst heute
Nacht ihre Stellungnahme abgeliefert hat. Sorry dafiir. Ich beschranke mich daftir aber auch auf
zwei Fragestellungen, die beide hier schon eine Rolle gespielt haben, ndmlich einerseits zur Be-
schrankung des Biirgerentscheids nach § 8b HGO und zur Anderung von § 121 HGO zur wirt-
schaftlichen Betatigung der Gemeinden.

Zum Burgerentscheid: Bei der vorgeschlagenen Ausnahme fir Infrastrukturvorhaben denkt man
natlrlich sofort an die Wiesbadener CityBahn. Diese wird in der Landtagsdrucksache zwar nicht
erwahnt, hat aber sicherlich auch in der Diskussion eine Rolle gespielt.

Eine ahnliche oder quasi wortgleiche Ausnahme gibt es in den Gemeindeordnungen gleich meh-
rerer anderer Bundeslander. Es gibt Vorbilder dafiir, und ich sehe auch keine generellen verfas-
sungsrechtlichen Bedenken, halte sie im Wesentlichen auch fiir rechtspolitisch gut vertretbar,
dies aber vielleicht in Abgrenzung zur Stellungnahme der Kommunalen Spitzenverbande nicht
etwa deswegen, weil es ohnehin schon eine ausreichende Offentlichkeitsbeteiligung gibt; denn
die Offentlichkeitsbeteiligung, die es im Planungsverfahren gibt, istimmer noch eine Betroffenen-
beteiligung und erfullt ganz andere Funktionen. Vor allen Dingen aber, weil es sich dort um Ab-
wagungsentscheidungen handelt, die schlicht nicht einem Ja-Nein-Entscheid zuganglich sind.

Was kann man dazu sagen? Insgesamt scheint mir die Regelung ausgewogen zu sein, erfasst
aber mdglicherweise etwas zu viel; denn um ganz auf der sicheren Seite zu sein, wurden dann
noch neben den Planfeststellungsverfahren und formlichen Verwaltungsverfahren gleich noch in
einem Rutsch immissionsschutzrechtliche, wasserrechtliche und abfallrechtliche Zulassungen
ausgenommen. Das wirde, wenn man es sich genau durchmustert, etwa auch Verfahren erfas-
sen, bei denen es gar keine Offentlichkeitsbeteiligung gibt, wie etwa vereinfachte Genehmigungs-
verfahren, bei denen man sagen musste, die sind eigentlich von den Entscheidungen nicht so
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komplex, als dass sie nicht einem Birgerentscheid zuganglich sein kénnten. Also da gegebenen-
falls der Vorschlag fir einen leichten Riickbau, mdglicherweise in Anndherung an die rheinland-
pfalzische Regelung.

Zur Ausnahme fur die Bauleitplanung, die ich eigentlich erst mal Uberblattert hatte: Dort sollte das
Wort ,Aufstellungsbeschluss® durch die Worte die erste ,verfahrenseinleitende” Entscheidung
ausgetauscht werden. Da dachte ich, das ist doch im Wesentlichen dasselbe, bis ich dann nach
der Rechtsprechung geschaut und dann gesehen habe, dass dort letztlich wie ein weil3er Elefant
im Raum die Judikatur des Hofs steht, des VGH Kassel, der bislang diese Riickausnahme vom
Negativkatalog so interpretiert, dass sie praktisch Uberhaupt keine Bedeutung hat. Gegen den
Aufstellungsbeschluss kann namlich nur so lange mit einem Blrgerentscheid eingeschritten wer-
den, so lange noch nicht die nachste Verfahrensentscheidung getroffen worden ist.

Wenn, was der Regelfall ist, wenige Wochen nach dem Aufstellungsbeschluss die friihzeitige
Birgerbeteiligung eingeleitet wird, dann unterfallt nach dieser Judikatur das Blrgerbegehren der
Unzulassigkeit. Da wird letztlich dann den Burgerinnen und Birgern mit dem Wortlaut des 8 8b
Absatz 2 Nr. 5a mehr vorgegaukelt, als er tatsachlich hat; denn tatsachlich besteht praktisch nicht
die Chance, gegen den Aufstellungsbeschluss vorzugehen. Ich meine, da besteht Anlass, dar-
Uber nachzudenken, ob man dieser Riickausnahme nicht doch zu etwas mehr Leben verhelfen
sollte.

Ganz kurz noch zur wirtschaftlichen Betétigung, 8 121 HGO. Das ist vielleicht auch wieder ein
kleiner Kontrapunkt zu den Stellungnahmen der Kommunalen Spitzenverbande. Auch hier gibt
es fur beide Punkte, Energieversorgung und Wohnungsbau, diese in den Bereich der nicht wirt-
schaftlichen Tatigkeiten aufzunehmen, Vorbilder in anderen Bundeslandern, aber ganz wenige,
das muss man dazu sagen.

Die meisten Bundeslander haben fir die Energieversorgung Sonderregelungen geschaffen, in-
dem sie etwa die kommunale Energieversorgung von der Subsidiaritatsklausel freistellen, aber
die wenigsten haben sie gleich als nicht wirtschaftliche Tatigkeit eingeordnet. Dasselbe gilt fur
den Wohnungsbau. Da gibt es teilweise Vorschriften in den Bundeslandern, die den kommunalen
Wohnungsbau von der Subsidiaritatsklausel freistellen, aber praktisch keine Regelungen, die es
gleich als nicht wirtschaftliche Tatigkeit einordnen. Man kann also sagen, es ist eine sehr, sehr
kommunalwirtschaftsfreundliche Regelung.

Verfassungsrechtliche Bedenken hege ich auch dort nicht — anders als bei der Breitbandkommu-
nikation, dazu werde ich gleich ein Wort sagen, weil sie angesprochen worden ist — fur die Ener-
gieversorgung und fur den Wohnungsbau. Aber auch dort die Anregung, noch einmal dartber
nachzudenken, ob etwa die Ausnahme fur den Wohnungsbau, die Aufnahme in den Negativka-
talog dermaf3en umféanglich mit der Konsequenz sein muss, dass etwa klassische Bautragerge-
schafte durch die Kommunen unbeschrankt zuldssig waren und gerade eben nicht nur als An-
nextatigkeit zu sonstigen Bautragertatigkeiten.
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Ein Wort noch zur Breitbandkommunikation, weil Sie das Stichwort aufgenommen hatten. Ich
habe dem nur eine Ful3note gewidmet. Es ist auch keine neu aufgenommene Regelung. Da be-
stehen meines Erachtens tatséchlich Bedenken, ob man diese Tatigkeiten, die sich als telekom-
munikationsrechtliche darstellen, als nicht wirtschaftlich qualifizieren kann, weil das Grundgesetz
in Artikel 87f vorsieht, dass diese Tatigkeiten privatwirtschaftlich erbracht werden. Aber die Re-
gelung steht nun seit zehn Jahren da. Ich hatte kein Wort dazu gesagt, wenn Sie es nicht ange-
sprochen hétten. — Vielen Dank.

Herr Peter Zielinski:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich habe meine Stellungnahme aus der Blickrich-
tung eines kommunalen Mandatstragers abgegeben und méchte dabei die Auswirkungen der
geplanten Anderungen beleuchten.

Zum einen haben Sie schon ausgefiihrt, dass die MaZnahmen im Zusammenhang mit der Digi-
talisierung ein kommunales Mandat durchaus attraktiver gestalten konnen und fur viele Burgerin-
nen und Blrger potenziell den Anreiz erhdhen, ein solches Mandat zu Gbernehmen, weil es ein-
facher wird, ein kommunales Mandat mit dem Familienleben und allem anderen zu kombinieren.

Wo ich allerdings groRe Bedenken am Gesetzentwurf habe, ist zum einen die Anderung des
Auszahlungsverfahrens hin von Hare/Niemeyer zu d’'Hondt. Die Begrindungen dazu sind schon
benannt worden, weil insbesondere grof3e Parteien und Fraktionen Ubervorteilt werden, wahrend
kleinere benachteiligt werden.

Das Ganze muss man aber im Zusammenspiel mit einer ganz anderen wesentlichen Anderung
sehen, die an der HGO vorgenommen werden soll, namlich die Absenkung der Hirde zur Ver-
kleinerung der kommunalen Parlamente. Es wird vorgeschlagen, die Zweidrittelmehrheit wegfal-
len zu lassen und eine einfache Mehrheit als ausreichend anzusehen. Wenn man das in Kombi-
nation sieht, wenn die kommunalen Parlamente verkleinert werden und das Auszahlungsverfah-
ren d’Hondt zum Zuge kommt, andern sich nattrlich auch die Sachlagen. Wir kénnen dann nicht
mehr so rechnen, als wenn die Parlamente die GrolRenordnung gehabt hatten, wie sie sie bisher
hatten; denn die Anzahl der Parlamentssitze reduziert werden, erhdoht das schon erheblich die
Hurden und die notwendige Anzahl an Wahlerstimmen, um Gberhaupt einen Sitz zu erringen. Das
ist dann eine komplett andere Situation, die sich darstellt.

Wenn diese Option gezogen wiirde, die Sie den Gemeinden dort geben, besttinde natirlich auch
die Gefahr, dass in verkleinerten kommunalen Vertretungskorperschaften mehr kleinere Fraktio-
nen vertreten sind, was dann wiederum die Arbeitsfahigkeit der Fraktionen erschwert und insbe-
sondere das Arbeitspensum fir jedes einzelne Fraktionsmitglied erhéhen wird, insbesondere in
kleinen Fraktionen.

Sie hatten vorhin von den Vertretern der Kommunalen Spitzenverbande gehdrt, welchen Aufwand
es gerade fur kleine Fraktionen und Ein-Mann-Fraktionen bedeutet, die Arbeit zu erledigen, weil
eben keine Arbeitsteilung moglich ist. Wenn sie weniger Personen haben, auf die sie die Arbeit
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und die Aufgaben verteilen kdnnen, ist es natirlich umso anstrengender, sich zu beteiligen und
das alles abzudecken.

Es wurde vorhin auch schon gesagt — ich glaube, es war von einem Abgeordneten des Landta-
ges —, dass das Thema des Fragerechts nicht an der Grol3e der Fraktion hangt, sondern an den
Rechten, die ein kommunaler Mandatstrager im Zusammenhang mit der Kontrolle des Verwal-
tungsorgans, des Gemeindeverstands oder des Magistrates hat. Insofern ist das eigentlich eher
eine theoretische Frage Ich befiirchte, dass durch die Veranderungen, die vorgesehen sind, das
Gegenteil von dem erreicht wird, was impliziert wird, dass es namlich auch danach weiterhin
kleine Fraktionen gibt, die weiterhin von ihrem Fragerecht Gebrauch machen kénnten.

Ich finde es im Moment, gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussionen, personlich als
sehr schwierig, wenn man gerade auf der kommunalen Ebene, auf der die Belange der ortlichen
Gemeinschaft geregelt werden, wo die Dinge, die jeder personlich direkt vor der eigenen Haustir
wahrnimmt, geregelt werden, reduziert und abbaut. Es muss eigentlich nicht sein, dass man ge-
rade jetzt demokratische Beteiligungsmdglichkeiten reduziert und Hirden fir neue Gruppierun-
gen, die sich vielleicht griinden, vor Ort erhéht. — Vielen Dank.

Vorsitzender:

Damit haben wir auch diesen Block jetzt abgeschlossen, und wir steigen in die Fragerunde ein.
Ich bitte um Fragen aus den Reihen der Abgeordneten. — Es liegen keine Wortmeldungen vor.
Bevor der berihmte Eisbrecher kommt und es kein Ende nimmt, gehen wir weiter zum nachsten
Block, den Block der Anzuhdrenden.

Herr Enis Gllegen:

Ich habe nur zwei Anmerkungen, und dann werde ich meinen Vertreter, Herrn Igstadt, um seine
Ausfuihrungen bitten.

Erst einmal herzlichen Dank natdrlich fiir die Mdglichkeit der Stellungnahme. Wir haben uns ent-
schieden, um den inhaltlichen Zusammenhang nicht auseinanderzureil3en, dass Herr Igstadt zu
den rechtlichen Fragen Stellung nimmt. Herr Igstadt ist ein ehemaliger Vorsitzender des Verwal-
tungsgerichts Kassel und ein sehr enger Mitstreiter der Auslanderbeirate, aber auch des Landes-
ausléanderbeirats. In dieser Eigenschaft haben wir politisch mit ihm geklart, wie unsere Stellung-
nahme ist. Er wird die rechtlichen Gesichtspunkte wirdigen.

Mein zweiter Hinweis gilt dem jetzt mehrfach ge&uf3erten Lob an die Landesregierung und an das
die Federfihrung habende Ministerium zur Méglichkeit des engen Austausches im Vorfeld der
Gesetzesvorlage. Wir haben davon nicht viel Gebrauch machen kénnen, bzw. die Ehre wurde
uns nicht zuteil, obschon wir seit 15 Jahren eine Stellungnahme vorgelegt haben, in der wir darauf
hingewiesen haben, welche Notwendigkeiten fiir eine Effektivierung und fur eine Erméglichung
der Aufgabe der politischen Partizipation von Migrantinnen und Migranten auf kommunaler Ebene
existieren. Schade, es ware wiinschenswert fir gewesen.
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Ich glaube nicht, dass mein politisches Leben noch eine dritte HGO-Novellierung erleben wird;
mein politisches Leben, also mein Leben auf jeden Fall. Jedoch wére es winschenswert, dass
zumindest meine Nachfolgerin oder mein Nachfolger von dieser Moglichkeit Gebrauch macht.

Dies vorausgeschickt bitte ich Herrn Volker Igstadt um seine Stellungnahme.

Herr Volker Igstadt:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren Abgeordneten, Herr Minister! Ich neige dazu, die
Sache sehr kurz zu machen. Es gibt nur zwei, drei Anmerkungen, die ich mir erlaube.

Der allerwesentlichste Punkt ist die Neuregelung der Integrationskommission, wie Sie sich viel-
leicht denken kénnen. Das ist fur uns, fur die agah, ein sehr bedauerlicher und enttauschender
Punkt. Aus unserer Sicht ist nicht klar, warum man diese Regelung in dieser Weise verandert hat.

Der Hintergrund ist relativ klar. Man wollte die Sache vereinfachen und beschleunigen, Birokra-
tieabbau. Aber man hétte bedenken missen, dass mit dieser Neuregelung die Arbeit der Integ-
rationskommission nicht nur erschwert, sondern geradezu abgewertet wird. Wenn man die Paritét
aufgibt, die da war, also den Gleichklang zwischen dem 6ffentlichen Teil, also den 6ffentlichen
Vertretern und den sachkundigen Personen, ist das schon eine sehr deutliche Einschrankung.

Wenn dann auch noch die Sache praktisch von der Chefsache auf eine Beigeordnetenangele-
genheit herabgestuft und dann noch begriindet wird, dass das vielleicht dann doch keine Ange-
legenheit ist, die so notwendig und bedeutsam ist, dass der Blrgermeister sich darum kiimmern
soll, ist relativ unverstandlich, wie das zu einer Akzeptanz oder sogar einer Steigerung der Ak-
zeptanz der Integrationskommission fuihren soll. Ein sehr bedauerlicher Punkt.

Ein anderer Punkt, der in der HGO gar nicht angesprochen ist, ist die Regelung in § 88. Das ist
eigentlich die Grundlage der Zustandigkeit der Auslanderbeirate und auch der Integrationskom-
mission. Das hangt an der Einschrénkung, dass das Angelegenheiten sein missen, die die Inte-
ressen der auslandischen Einwohner betreffen.

Es hat sich gezeigt, dass diese Regelung, wenn man sie so versteht, wie sie der Hessische Stad-
tetag und auch das Hessische Innenministerium bisher verstehen, praktisch eine Regelung ist,
die die Auslanderbeirate schlicht und einfach ihrer Zustéandigkeit beraubt. Ich habe grofl3e An-
strengungen unternommen, meine langjahrig geschulte Fantasie dazu zu bemuihen, Anwen-
dungsfalle zu eruieren, die zu einer Zustandigkeit der Auslanderbeirate flihren kénnen. Mir ist
aber nichts eingefallen, weil es gibt immer bei jeglicher Angelegenheit, die den kommunalen Be-
reich berthrt, soweit Auslander dort wohnen, beide Personengruppen in gleicher Weise betroffen
sind.

Es gibt also schlicht und einfach keinen Anwendungsfall, der es hergibt, dass man sagt, dass es
Angelegenheiten sind, die ausschliel3lich Auslander oder tUberwiegend Auslander betreffen. Es
gibt sie schlicht und einfach nicht. Das hat dummerweise in der Gemeinde, in der ich jetzt wohne,
dazu gefiuihrt, dass man gesagt hat, dass der Auslanderbeirat in dieser Angelegenheit schlicht
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und einfach keine Zustandigkeit hat. Das fuhrt dann letztlich dazu, dass man sagt, das Mitwir-
kungsrecht, also das Anhorungsrecht und das Antragsrecht, fihren letztlich dazu, dass man dem
Auslanderbeirat vorwirft, seine Zustandigkeiten zu missbrauchen oder Zustandigkeiten anzuneh-
men, die er nicht hat.

Diese Regelung kann aus unserer Sicht so nicht bleiben. Entweder regelt man das anders oder
aber man gibt vonseiten des Innenministeriums eine Auslegungsregelung vor, die eine andere
Maoglichkeit bietet. Aber so kann es aus unserer Sicht nicht bleiben.

Das sind die zwei Punkte, die wesentlich sind. Alles andere haben wir ausfiihrlich in der schriftli-
chen Stellungnahme dargelegt. Das sind letztlich nur kleine Punkte, vielleicht nur kleine Anmer-
kungen.

Die Regelung uber die Ausweitung des Wahlrechts fiir Wohnsitzlose ist eine gute Sache, wahr-
scheinlich verfassungsrechtlich auch geboten, betrifft Auslander aber nicht, also den Bereich der
Auslénderbeirate fast gar nicht, insbesondere nicht die Personengruppe der Asylbewerber. Das
habe ich in der Stellungnahme dargelegt. Deshalb ist das fur uns wenig von Bedeutung.

Erst einmal so viel. Fur Rickfragen stehe ich gerne jederzeit zur Verfiigung.

Frau Verena Wagner:

Vielen Dank fur die Einladung und vielen Dank fur die Mdoglichkeit, dass wir uns heute zu dem
Gesetzentwurf aulRern kénnen.

Als Hessischer Jugendring freuen wir uns natirlich ber den Gesetzentwurf, insbesondere tber
die Initiative, die Beteiligungsmdglichkeiten von Kindern und Jugendlichen in der Hessischen Ge-
meinde- und Landkreisordnung zu festigen. Deswegen bezieht sich unsere Stellungnahme auf
§ 4c in der HGO und HKO.

Uns freut das sehr; denn wir halten es fur sehr wichtig, dass junge Menschen in allen sie betref-
fenden Fragen beriicksichtigt werden und ihnen auch Entscheidungsmacht und Verantwortung
Ubertragen wird. Wir finden, dass Beteiligung erleb- und erfahrbar sein muss und deshalb Kinder-
und Jugendbeteiligung nach unserem Verstandnis auch keine einmalige oder seltene Erfahrung
sein darf, sondern sie muss normalisiert werden. Wir brauchen eine kontinuierliche Mdglichkeit
fur Kinder und Jugendliche, sich einzubringen und Erfahrungen der Selbstwirksamkeit zu ma-
chen.

Deswegen sehen wir es auch ein bisschen kritisch, dass das Gesetz vorsieht, dass Kinder und
Jugendliche beteiligt werden sollen und nicht beteiligt werden miissen; denn damit bleibt die Hes-
sische Gemeinde- und Landkreisordnung nach unserem Verstandnis gegentber der Hessischen
Landesverfassung zurtick, in der das Recht auf Beteiligung geman der UN-Kinderrechtskonven-
tion fest verankert ist.
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Wir begrif3en grundsétzlich, dass in dem Gesetz keine Festlegung auf ein bestimmtes Beteili-
gungsformat erfolgt, sondern dass neben Gremien auch andere Formate zur Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen entstehen kdnnen. Haufig wird uns gespiegelt, dass Abgeordnete den
Eindruck haben, dass Kinder und Jugendliche sich auch nicht beteiligen mdchten. In dem Zu-
sammenhang mochten wir aber hervorheben, dass sich nicht alle jungen Menschen durch alle
Formate angesprochen fuhlen. Es braucht namlich vielfaltige Beteiligungsstrukturen und eine
Kombination aus verschiedenen Formaten, zum Beispiel eine Kombination aus institutionalisier-
ten Formaten, aber auch projekthafte Beteiligungsformate.

Projekte kénnen fir Kinder und Jugendliche insbesondere attraktiv sein, weil sie inhaltlich, raum-
lich und auch zeitlich eingeschrankt sind. Nicht alle Jugendlichen méchten sich in einem Jugend-
parlament engagieren.

Entscheidend ist fuir uns, dass durch diese Vielfalt an Beteiligungsformaten auch unterschiedliche
Kinder und Jugendliche angesprochen werden, weil sich die unterschiedlichen Formate auch da-
hingehend unterscheiden, wie niedrigschwellig sie sind und fur welche Kinder und Jugendlichen
sie infrage kommen und ob sie fir die Jugendlichen eine sinnvolle und attraktive Beteiligungs-
moglichkeit darstellen. Deshalb sollte es nach Méglichkeit auch innerhalb von Gemeinden eine
Vielzahl von Beteiligungsformaten geben, die gleichzeitig eingerichtet werden und bestehen kén-
nen.

Besonders hervorheben mochten wir, dass auch benachteiligte jungen Menschen bei der Umset-
zung und Ausgestaltung von Beteiligungsformaten als Zielgruppe mitzudenken sind. Wir denken
unter anderem an bildungsferne junge Menschen, junge Menschen mit Behinderungen oder eben
junge Menschen aus einkommensschwachen Familien.

Wir sehen es als essenziell an, dass bestehende Strukturen, zum Beispiel auch Stadt- und Kreis-
jugendringe, in diesem Prozess auch als Orte der Beteiligung anerkannt werden, damit Beteili-
gung der Diversitat an Interessen und Bedurfnissen und Lebensrealitdten von jungen Menschen
gerecht werden kann.

Durch diesen Bedarf an dieser Vielzahl und Vielfalt an Beteiligungsformaten wird auch deutlich,
dass wir keine Reduktion auf bestimmte Verfahren der Beteiligung in dem Gesetz sehen. Die
Einrdumung von Antrags-, Anhorungs-, Vorschlags- als auch Redemdoglichkeiten in den Organen,
Ausschiissen und Ortsbeiraten begrufRen wir ganz ausdricklich. Wir méchten dennoch darauf
hinweisen, dass nicht in allen Formaten die Rahmenbedingungen gegeben sind, dass diese
Rechte auch etabliert sind und genutzt werden kénnen.

Um sicherzustellen, dass diese Mdglichkeiten von Vertreterinnen und Vertretern der Kinder- und
Jugendbeteiligungsformate tatséchlich gebraucht werden kénnen, schlagen wir an dieser Stelle
vor, auch weitere Verfahren mitzudenken und eben auch bei der Formulierung im Gesetzentwurf
eine Muss- oder zumindest eine Soll-Bestimmung an dieser Stelle zu verwenden.

Das Ziel von Kinder- und Jugendbeteiligung muss sein, dass die Ergebnisse, die aus den Betei-
ligungsformaten hervorgehen, auch tatsachlich Eingang in den politischen Entscheidungsprozess
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finden. Daher ist es wichtig, dass die Verfahren zum Umgang mit den Ergebnissen eindeutig und
transparent definiert sind und vor allem fur die beteiligten Kinder und Jugendlichen nachvollzieh-
bar und verstandlich sind. Hier werden gegebenenfalls auch zeitliche und finanzielle Ressourcen
fur potenzielle Ubersetzungsleistungen gebraucht.

Damit kommen wir zu unserer letzten Anmerkung. Demokratie und Beteiligung kosten Geld. Lei-
der werden im vorliegenden Gesetzentwurf keine Vorgaben bezlglich der finanziellen und infra-
strukturellen Ausstattung von Kinder- und Jugendbeteiligungsformaten beschrieben. Es wére al-
lerdings wiinschenswert, erstens sowohl die strukturellen und prozessualen Rahmenbedingun-
gen unterschiedlicher Beteiligungsformate und Verfahren bei der Ausstattung zu bertcksichtigen,
als auch zweitens zusatzliche finanzielle Mittel fur die selbstbestimmte Verflgung zur Verfligung
zu stellen und auch eine direkte Betreuungsperson fiir Beteiligungsformate mitzudenken. — Vielen
Dank fur die Berlcksichtigung.

Herr Klaus Reifert:

Einen wunderschbnen guten Tag und einen netten lieben Gruf3 der LSV an alle. Dann habe ich,
glaube ich, keinen vergessen, und dann wollen wir mal anfangen.

Der Landesseniorenverband ist natirlich der Meinung, dass das, was wir als Gesetzesentwurf
vorgelegt bekommen haben, nicht nur annahernd, sondern weit fern von einer Idealvorstellung
weg ist. Wir haben auch einige Begrindungen geschrieben, bis hin zur geanderten Gesetzesvor-
lage, wie wir uns das im Idealzustand vorstellen. Ich denke, jeder hat da reingelesen, aber ich
mdchte mal auf die Problematik von Vernawahlshausen bis nach Neckarstein aufmerksam ma-
chen. Das ist dann Hessen von Nord bis nach Sid komplett abgebildet. Ich méchte auch keine
einzelnen groRen Stadte nehmen, weil diese die Altenvertretungen in den Seniorenbeiraten ein
bisschen anders sehen als wir auf dem kleinen Land. Da gibt es einen groRen Unterschied.

Wir haben 150 Mitglieder, Kommunen von knapp etwas tber 400, die Mitglied bei uns im Verein
sind. Wir vertreten die Seniorenbeirate gegenlber der Landesregierung bzw. einzelnen Ministe-
rien, wenn es zu Rickmeldungen kommt, wo sich Senioren benachteiligt fihlen oder Hilfestellung
brauchen.

Daher féllt mir in den letzten Jahren fiir das ganze Gebiet etwas auf. Es gibt eine ganze Anzahl
an Seniorenbeiraten, die sehr gut mitarbeiten, die uns Informationen zusammenstellen und For-
derungen aufstellen, was sie gegenuber der Landesregierung gerne kommuniziert haben wollen,
aber auch in der Gemeinde. Das sind Giberwiegend — zu gut 90 % und darlber — Seniorenbeirate,
die sich ungefahr an Vorschlage unserer Seite oder auch in dem Text anlehnen und eine freie
Wahl machen. Es gibt da Briefwahl, Personenwahl, Listenwahlen. Da wird keiner bestimmt, da
wurde keine Stelle geschaffen, da Ubernimmt nicht in einem kleinen Ort ein Stellvertreter des
Birgermeisters nebenbei dann noch diese Position, damit man Uberhaupt ein Namensschild an
der Tur hat, damit dann man sagen kann, man ist dabei.

Daher nochmal unsere ldeen und Forderungen zu lhrem Entwurf. Da sind mir zu viel ,soll*,
.konnte" und ,vielleicht* als ,muss” und verbindliche Aussagen, wie man einen Seniorenberat in
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den einzelnen Stadten installieren kann. Sie missen das so sehen. Ich denke, das ist die kleinste
demokratische Einheit in der Erwachsenenbildung und bei Erwachsenen von den Senioren, die
sich zusammenfinden und das dann bis nach oben durchtragen. Gerade in den heutigen Diskus-
sionen, dass gerade die Demokratie in welche auch immer gedachte Fénge oder Beeinflussun-
gen kommen kann, wirde ich sagen, sollte man das doch gerade dort dann auch wirklich leben.
Demokratie fangt unten an und hért meiner Meinung nach beim Bundeskanzler auf.

Wir bekommen Informationen gerade von Seniorenbeiréten, die so entstanden sind, was die Di-
gitalisierung und was die Analogzugéange bei Arzten, um einen Termin zu bekommen, betrifft.
Das sind alles Sachen, die aus den Seniorenbeirdten kommen.

Ganz selten gibt es einen benannten, bestimmten Vertreter fiir Senioren, der sich an uns wendet
und diese Problematik vortragt. Das ist doch ganz interessant.

Ich frage mich manchmal: Wovor haben die Kommunen Angst? Wir sind Senioren und wollen
doch nur unsere Belange und unsere Interessen uber einen direkten Weg deutlich machen kon-
nen, und zwar Uber den Seniorenbeirat.

Fur die Diskussion und Fragen stehe ich Ihnen jetzt zur Verfigung. Ich freue mich. — Danke.

Herr Henrik Lenzgen:

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich danke fiir die Gelegenheit, als Vertreter von ,Mehr Demo-
kratie e. V. Hessen" Stellung zu nehmen.

Unser Verband sieht in dem vorliegenden Gesetzesentwurf besonders zwei Punkte kritisch, zum
Ersten die geplante Einschrankung von Birgerentscheiden. Diese Regelung l6st ein Problem,
das empirisch Uberhaupt nicht existiert. Von 546 Birgerbegehren, die seit 1993 in Hessen durch-
gefuhrt wurden, betrafen nur 60 Verfahren Planfeststellungsverfahren. Der entscheidende Punkt
dabei ist, dass die finale Entscheidungskompetenz bei diesen Verfahren meist gar nicht bei der
Gemeinde liegt. Diese kann lediglich Stellung nehmen.

Wir sehen zum Beispiel, wie in Bad Homburg 2018 ein Blrgerentscheid bei der U-Bahn-Verlan-
gerung konstruktiv zur demokratischen Legitimation eines wichtigen Infrastrukturprojekts genutzt
wurde. Mit der geplanten Regelung wirde eine solche sinnvolle Birgerbeteiligung kiinftig verhin-
dert.

Dabei sind Blrgerbegehren, die rechtswidrige Ziele verfolgen, bereits nach geltender Rechtslage
unzulassig. Die neue Regelung ist also nicht nur Uberflissig, sondern schrénkt legitime Birger-
beteiligung unnotig ein. Sie fuhrt obendrein zu neuen Rechtsunsicherheiten und damit zu mehr
verwaltungsgerichtlichen Auseinandersetzungen, wodurch sich Planungsprozesse faktisch ver-
langern.

Zweitens. Die Einfuhrung des d‘Hondt-Verfahrens. Diese Anderung greift fundamental in die
Grundprinzipien der demokratischen Reprasentation ein. Sie benachteiligt, wie wir schon gehdrt
haben, kleinere Parteien und Wahlervereinigungen systematisch durch ihre Rundungsmethode.
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In Gemeindevertretungen, die ohnehin weniger Sitze haben als Landtage, wiegt dieser Effekt
besonders schwer.

Fur einen solchen schwerwiegenden Eingriff in die Wahlgleichheit miisste ein zwingender Grund
vorliegen. Die These einer drohenden Gefahrdung der Handlungs- und Funktionsfahigkeit der
Kommunalvertretungsorgane stellt keinen zwingenden Grund dar, sofern diese These nicht em-
pirisch belegt wird.

Zudem muss gesagt werden, dass diese Pluralisierung der Gemeindevertretung Uberall in
Deutschland stattfindet, und zwar ganz unabhéngig davon, welches Auszéhlverfahren angewen-
det wird. Insofern ist eine Anderung desselben auch eine vollkommen ineffiziente MaRnahme,
um der sogenannten Zersplitterung entgegenzuwirken.

Wir méchten aber nicht nur Kritik Gben, sondern auch konstruktive Vorschlage machen. Statt der
Einschrankung von Blrgerentscheiden braucht es eine zentrale Service-Stelle fur Blrgerbeteili-
gung nach baden-wuirttembergischem Vorbild. Statt des d’Hondt-Verfahrens kénnen Fraktions-
zusammenschlisse durch gezielte Anreize gefordert werden.

Besonders wichtig ist uns, Hessen ist das letzte Flachenland in Deutschland ohne Einwohneran-
trag. Dieses bewdhrte Instrument direkter Demokratie sollte endlich eingefiihrt werden. Zudem
sollte die Kostenschétzung bei Blrgerbegehren, wie in anderen Bundeslandern, zum Beispiel in
Rheinland-Pfalz oder NRW, durch die Gemeinde erfolgen.

Diese ausgleichenden MalRhahmen sind dringend notwendig, wenn der Gesetzentwurf in seiner
jetzigen restriktiven Form beschlossen werden sollte. — Vielen Dank.

Herr Erich Engels:

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren Abgeordneten, Herr Staatsminister, Herr Staats-
sekretar, meine Damen und Herren! Der Verband der kommunalen Wahlbeamten in Hessen, der
VKWH, versteht sich als Interessenvertretung der hessischen Blrgermeisterinnen und Blrger-
meister und sieht sich damit ein Stiick weit als unmittelbar Betroffener dieses Gesetzentwurfs.

Der Verband sieht seine Aufgabe nicht nur darin, — um das vorauszuschicken —, die Besoldung
und Versorgung der eben genannten Zielgruppe zu optimieren, sondern vor allem darin —um es
vereinfacht zu sagen —, den Berufsstand zu starken; denn wir brauchen mehr denn je qualifizier-
tes Personal, das bereit ist, das Amt des Burgermeisters bzw. der Burgermeisterin oder des
Hauptamtlichen tberhaupt noch auszufihren und sich all diesen Voraussetzungen zu stellen.
Das ist im Grunde genommen ein Grundpfeiler der lokalen Demokratie.

Darauf richtet sich unser Fokus. Bevor wir auf die Einzelheiten des Gesetzentwurfs zu sprechen
kommen, will ich noch einmal appellieren, nicht den Blick fur das Grof3e und Ganze zu verlieren.
Hessen ist, was die Kommunalverfassung angeht, wie Sie vermutlich wissen, eine der letzten
Ausnahmen und Sonderheiten in ganz Deutschland mit unserer sozusagen Doppelgliederung der
Gemeindevorstande und Gemeindevertretungen.
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Das hat seine Vorteile, wie ich aus eigener Erfahrung weil3 — wir sind alle Praktiker aus diesem
Beruf —, aber es hat auch erhebliche Nachteile. Das kdnnen die Kollegen sagen, die im Rechts-
streit mit ihren eigenen Beigeordneten sind, alles schon da gewesen, oder deren Stellvertreter,
was eigentlich eine Vertrauensstellung sein soll, ihnr unmittelbarer Kontrahent aus Wahlkampfen
ist, der nur darauf wartet, den Amtsinhaber abzuldsen, und all diese Dinge. Unsere Kommunal-
verfassung ist nicht unbedingt darauf angelegt, das Verwaltungshandeln zu optimieren, sondern
baut eine zuséatzliche Hirde auf. Das sollte man bei dem ganzen Ding immer im Blick behalten,
wohl wissend, dass es nicht der Fokus dieses Gesetzentwurfs ist.

Die Stellungnahme wird jetzt unser Geschaftsfuhrer fortfihren, in der kommunalen Familie Hes-
sens wohl bekannt. Karl-Christian Schelzke hat die Stellungnahme ausgearbeitet und wird sie
gerne vortragen. — Danke sehr.

Herr Karl-Christian Schelzke:

Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe hier eine Bemerkung von
Herrn Dr. Poseck, dem Innenminister. Ich hoffe, dass ich Sie jetzt nicht falsch zitiere. Sie haben
gesagt, die beabsichtige Einfiihrung des d‘hondtschen Verfahrens diene auch dazu, um der fir
Mandatstrager frustrierenden Zersplitterung entgegenzugehen. Danke schon, denn Sie haben
damit vollig recht.

Wir sind diejenigen, die unmittelbar vor Ort Blrgermeisterinnen und Blrgermeister vertreten,
ihnen Hilfestellungen geben. Ich kann lhnen sagen, ich ware heute nicht noch einmal Birger-
meister geworden, wenn ich jetzt sehe, wie die Situationen teilweise in Kommunen sind, ein Ge-
geneinander. Das hat auch etwas mit Zersplitterung zu tun.

Wenn ich gerade mit einer Person im Stadtparlament bin — tbrigens sind es keine Parlamente,
sondern die Gemeindevertretung —, dann muss ich meine Existenzberechtigung unter Beweis
stellen. Das heil3t, einige Blrgermeister sagen mir, sie werden so mit Anfragen tGberhauft, dass
man manchmal das Gefihl hat, mit der Zahl der Anfragen soll die Verwaltung gelahmt werden,
um es hinterher dem Burgermeister zum Vorwurf machen zu kénnen. Das mag jetzt Giberzogen
sein, aber ein solcher Eindruck kann gerade entstehen, zumal in der Kommune, die ich vor drei
Tagen besucht habe. Die Birgermeisterin dort hat das tatsachlich auch so dargestellt.

Es ist nicht verwunderlich, dass immer mehr Birgermeisterinnen und Birgermeister — tibrigens
vertreten wir auch Landrate, es sind auch kommunale Wahlbeamte, und Oberbiirgermeister —
sich Uberlegen, ob sie noch einmal zu einer Wiederwahl antreten. Zu dem Ganzen kénnte man
jetzt sagen: Na ja gut, das ist halt ein berufsstandisches Problem. — Nein, es ist mehr. Sie wissen
alle, dass die lokale Demokratie die Grundlage unseres demokratischen Staates darstellt. Die
Auseinandersetzungen, die teilweise in den Kommunalparlamenten, nicht in allen, aber in einigen
stattfinden, fihren eher dazu, dass die Menschen im Grunde genommen die lokale Demokratie
infrage stellen. Ich will das durchaus so pointiert auch sagen.
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Das fuhrt auch dazu, dass sich immer weniger Menschen bereitfinden, ein kommunalpolitisches
Wahlamt zu Ubernehmen, weil sie sich nicht dem Hass und der Hetze ausgesetzt fihlen wollen.
Das muss ich hier wohl im Einzelnen nicht ausfiihren.

Die Frage ist also, was das mit dem zu tun hat, was wir heute hier zu besprechen haben. Ich
denke, bevor Sie jetzt dariber nachdenken, wie man dieser Zersplitterung entgegentreten kann,
schauen Sie nach Baden-Wirttemberg. Ich war Birgermeister der Stadt Mulheim am Main, einer
Stadt mit 30.000 Einwohnern. Ich hatte zehn Mandatstrager im Magistrat und 45 Gemeindever-
treter, also in der Stadtverordnetenversammlung. Vergleichbar wére das, in Baden-Wirttemberg
haben sie 25 Mitglieder des Gemeinderats. Insofern ist da meines Erachtens eine andere Situa-
tion gegeben. Jeder Stadtrat oder Gemeinderat ist unmittelbar in der Offentlichkeit bekannt und
muss sich auch fur seine Politik rechtfertigen. Bei 45 Abgeordneten ist das meistens nur die Frak-
tion, hinter der dann die Personen mehr oder weniger verschwinden.

Aber ich will das jetzt nicht weiter ausfiihren. Ich will damit nur sagen — Herr Dr. Poseck, wir hatten
daruber schon gesprochen —, wir wollen, dass diese Kommunalverfassung, die nur noch in Bre-
merhaven mit dem Unterschied besteht, dass in Bremerhaven gar keine Direktwahl stattfindet,
der dortige Oberbirgermeister auch von der Kommunalvertretung gewahlt wird, nur einmal auf
den Prifstand gestellt wird, dass wir vielleicht, wie uns der Ministerprasident scherzhaft mal ge-
sagt hat, doch feststellen, dass die hessische Kommunalverfassung die beste von allen ist. Ja,
wenn wir das feststellen, dann sind wir auch damit einverstanden.

Aber wir mdchten doch, dass wir zu einer 6ffentlichen Diskussion kommen. In dem Zusammen-
hang werden wir auf unserer Homepage in wenigen Tagen ein Diskussionsforum fir Birgermeis-
terinnen und Birgermeister erdffnen, eben mit diesem Thema, in der Hoffnung, vielleicht in der
nachsten Legislaturperiode eine Enquetekommission dazu haben.

So, genug dessen. Was ich aber jetzt sehr dankbar nehme, ist, dass Sie das rechtliche Gehdr bei
Abwahlantrédgen akzeptiert haben. Es geht nicht an, eine Blrgermeisterin hat im konkreten Fall
einen Abwahlantrag, und in der Sitzung, in der Uber den Abwahlantrag entschieden wird, musste
sie nach § 25 HGO raus. Das geht nicht. Das ist ein eklatanter Verstol3 gegen das Recht auf
Gehdr, und das ist Gott sei Dank ohne Probleme sofort geandert worden.

Dann der Antrag auf Versetzung in den Ruhestand mit Vollendung des 65. Lebensjahrs, dass ich
jetzt nicht die sechs Jahre weitermachen muss, sondern dann sagen kann: Oh Gott, da habe ich
mir doch zu viel zugemutet, ich gehe jetzt in den Ruhestand. — Das wird nicht unbedingt die
Ehefrau erfreuen, aber gleichwohl ist das mit Sicherheit eine Entscheidung, die hier an die Hand
gegeben wird.

Die Anpassung der Aufwandsentschadigungen ist eine gute Losung. Vielen Dank. Wir haben
jahrzehntelang dafir gekampft, dass eine Anpassung stattfindet. Jetzt findet sie automatisch statt
und jeweils auch angemessen mit 5 %.

Letzte Bemerkung. Besoldung. Bei einem mit Sicherheit 24/7/12-Regelstunden-Tag, das heil3t 24
Stunden, 7 Tage, und das in 12 Monaten, ist der Birgermeister fur alles verantwortlich. Insofern
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denke ich, wenn man das mit einem Geschéftsfiihrer eines kommunalen Betriebes vergleicht, der
ein Jahresgalt von 150.000 Euro bekommt, ist es mit Sicherheit nicht allzu weit hergeholt, wenn
wir sagen, eine gewisse Anpassung wurde schon Sinn machen. Dass Sie den Weg mit den 8 %
in der zweiten Amtsperiode gehen, ist mit Sicherheit ein Schritt in die richtige Richtung, wenn
unseres Erachtens auch nicht ausreichend.

Wir kritisieren aber ganz besonders, dass das nicht pensionswirksam ist. Insofern sollte man
dartber noch einmal nachdenken. Ich will es jetzt dabei belassen, aber noch einmal ganz deutlich
sagen, ich denke — da nehme ich jetzt eine Bemerkung vom Kollegen Gieseler auf —, weniger ist
mehr. Das kann man mit Sicherheit auch im Vergleich zwischen der baden-wirttembergischen
Kommunalverfassung und der hessischen sagen. — Vielen Dank.

Herr Martin Heindl:

Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrter Herr Staatsmi-
nister, sehr geehrter Staatssekretar! Auch wir bedanken uns ausdricklich fur die Mdglichkeit zur
Stellungnahme.

Vorangestellt mochte ich hervorheben, dass ich mich auf § 121 HGO, also auf die wirtschaftliche
Betétigung, konzentrieren und betonen mdchte, dass wir uns hier in Hessen im Vergleich zu vie-
len anderen Bundeslandern insofern unterscheiden, als in Hessen die Energieversorgung vor-
herrschend kommunalwirtschaftlich gepragt ist. Infolgedessen kommt den kommunalen Energie-
versorgungsunternehmen und den Stadtwerken in Hessen eine besondere Bedeutung im Hin-
blick auf das Gelingen der Energie- und Warmewende zu.

In diesem Zusammenhang begriif3en wir ausdricklich den Vorschlag der Landesregierung, die
wirtschaftliche Betatigung der Kommunen im Bereich der Versorgung mit erneuerbaren Energien
weiterhin zu ermdéglichen. Dennoch sollte aus unserer Sicht — und dies ist eine gemeinsame Po-
sition, also eine Forderung der drei Kommunalen Spitzenverbande und des VKU — die Aufzahlung
der nicht wirtschaftlichen Betatigung erganzt bzw. erweitert werden, und zwar in § 121 Absatz 2
Satz 1 HGO wie folgt: ... der Energieversorgung im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien,
mit Wasserstoff oder mit Warme..."

Aus unserer Sicht stellt diese Forderung keinen sachlichen Widerspruch zum Vorschlag der Lan-
desregierung dar, wonach die Erganzung wie folgt lauten soll: ,,.... der Versorgung mit erneuerba-
ren Energien“. Im Gegenteil, sie ist aus unserer Sicht eine logische und auch fachliche Ergan-
zung, um beispielsweise den Zielsetzungen des Hessischen Energiegesetzes auf Landesebene
und des Warmeplanungsgesetzes des Bundes gerecht zu werden, wie ich jetzt im Folgenden
kurz ausfiihren mochte.

Die Versorgung mit Warme und die Versorgung mit Wasserstoff sind aus unserer Sicht im Gesetz
ausdricklich zu nennen; denn beiden Betatigungsbereichen wird in Zukunft eine enorme Bedeu-
tung zukommen, um die Klimaziele Deutschlands und damit auch Hessens zu erreichen. Der
Ausbau der Warmeversorgung insbesondere infolge des Warmeplanungsgesetzes sowie die
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Wasserstoffversorgung erfolgen zwar jedenfalls in den ersten Jahren nicht grundséatzlich im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz erneuerbarer Energietrager.

Daher und auch deshalb, weil es sich nicht fur alle Kommunen um traditionelle Betatigungsfelder
handelt, insbesondere in den kleinen Kommunen, ist aus unserer Sicht eine gesonderte Auffliih-
rung im Wortlaut wichtig, um eine Betéatigung der Kommunen zu ermdglichen, wenn sie das denn
wollen.

Herauszustellen ist, dass auch die hessischen Kommunen aufgrund des Warmeplanungsgeset-
zes des Bundes zur Warmeplanung verpflichtet werden. Als Folge der kommunalen Warmepla-
nung werden auch lokal neue Warmenetze — in der Regel sind das Nahwarmenetze — und/oder
auch, je nachdem wie sich die Netze entwickeln, Wasserstoffverteilnetze entstehen, die dann im
Ubergang zur Klimaneutralitat in den allermeisten Fallen auch noch fossil erzeugte Warme bzw.
Wasserstoff an die Endabnehmer verteilen werden.

Ich mochte es in anderen Worten plastischer machen. Die Kommunen sind nach WPG, teilweise
auch bereits die grof3eren, jetzt schon nach dem Hessischen Energiegesetz zur Warmeplanung
verpflichtet. Das heifl3t, sie missen schauen, wie die Warmeversorgung zukiinftig méglichst effi-
zient in den Kommunen ausgestaltet werden kann.

Sollte man beispielsweise in Kommunen oder in einer Kommune zu der Schlussfolgerung kom-
men, dass es Sinn macht, weil man die Voraussetzungen erfillt, dass ein Warmenetz, in der
Regel ein Nahwérmenetz, errichtet werden soll, immer vorausgesetzt, wir haben noch keins in
der Kommune, dann sollten die Kommunen, die zur Warmeplanung verpflichtet sind, zumindest
erwagen kdnnen, solch ein Warmenetz selbst zu errichten, gerne auch in Kooperation mit ande-
ren kommunalen Energieversorgungsunternehmen, oder sich an solchen zu beteiligen.

Wie ich gerade ausgefiihrt habe, wird es in der Regel so sein, dass die dann erzeugte Warme im
Ubergang zur Klimaneutralitat — wir reden von dem Zeitfenster jetzt oder nachdem die W&rme-
planung in den nachsten Jahren vorliegt, also Zeitfenster bei kleineren Kommunen 2028 bis 2045
—noch nicht aus erneuerbaren Energien erzeugt werden sollte, sollte es auch méglich sein, dass
sich Kommunen an diesen Warmenetzen beteiligen. Daher diese weitere Ergéanzung, weil sich
die im Entwurf nur auf erneuerbare Energien bezieht, also, wie gesagt, etwas umfanglicher, so-
dass eben auch die Versorgung mit Warme und die Beteiligung von Kommunen an Warmenetzen
und an Wasserstoffnetzen ermdglicht wird.

AbschlieRend noch ein weiterer Punkt, und zwar soll 8 121 Absatz 1a HGO gestrichen werden.
In diesem Zusammenhang ist uns wichtig, dass, wenn dies erfolgt, was wir grundsatzlich begri-
3en, es zu keiner Schlechterstellung der Kommunen im Bereich der Energieversorgung und der
Energieverteilung kommt. So ist im derzeitigen § 121 Absatz 1a HGO die Formulierung, so heifl3t
es im Wortlaut: ... die Erzeugung, Speicherung und Einspeisung und des Vertriebs von Strom,
Warme und Gas aus erneuerbaren Energien sowie der Verteilung von elektrischer und thermi-
scher Energie ...". Diese Wortbausteine sind aktuell im § 121 Absatz 1a HGO enthalten. Hier ist
es wichtig, dass die im Sinne auch Ubertragen werden.
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Deswegen ist uns wichtig, dass eine ausdrickliche Gestattung der wirtschaftlichen Betatigung
erhalten bleibt, und dies auch weitergehend durch eine umfassende Begrifflichkeit, wie wir es
vorgeschlagen haben, dann geregelt wird, damit es, wenn dieser § 121 Absatz 1a gestrichen
wird, zu keiner Benachteiligung kommt.

Durch die Neuformulierung, die wir vorgeschlagen haben — das ist der Vorschlag: ,Energiever-
sorgung im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien” —, wirde diese Formulierung auf einen
weiten Anwendungsbereich hindeuten, der dann auch beispielsweise Teilbereiche der Erzeu-
gung, Vertrieb und die Verteilung im Sinne von Netzbetrieb sowie auch die Speicherung umfasst.

Das war jetzt sehr kleinteilig, aber so ist eben auch die HGO. Uns geht es wirklich darum, dass
sie insofern auch weiterentwickelt und geotffnet wird, dass sie wirklich nutzbar ist, auch von vielen
kleineren Kommunen, die wir in Hessen haben, die aktuell noch keine eigenen Stadtwerke oder
Energieversorgungsunternehmen haben, gerne auch in Kooperation. Deswegen sind diese Er-
ganzungen aus unserer Sicht elementar fir den Erfolg der Energiewende und Warmewende in
Hessen. — Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit. Flr Rickfragen stehe ich gerne zur Verfligung.

Vorsitzender:
Wir steigen jetzt in die Fragerunde ein.

Abgeordnete Lisa Gnadl:

Ich habe eine Nachfrage an Frau Wagner vom Hessischen Jugendring. Wir haben in Ihrem Vor-
trag heute gehort und auch in den Unterlagen gelesen, dass Sie (ber die unterschiedlichen Be-
teiligungsverfahren und auch das Positive gesprochen haben, dass es diverse Beteiligungsver-
fahren gibt, an denen Kinder und Jugendliche Demokratie erlernen konnen. Sie haben davon
gesprochen, dass Sie die Zugénge zu diesen unterschiedlichen Formaten gerne besser gewahr-
leistet sehen wirden.

Die Frage, die ich mir gestellt habe: Ist das ein Punkt — wir haben das sehr offen formuliert, dass
es sehr unterschiedliche Dinge gibt, Kinder also mit sehr unterschiedlichen Beteiligungsformaten
auch aktiv werden sollen —, also diese Férderung der Zugange, den Sie in der HGO regeln wir-
den, oder sehen Sie da andere Bedarfe, wie man vor Ort noch einmal die Zugénge in der Praxis
erleichtern sollte?

Eine zweite Nachfrage zu der Bedeutung, dass man tatsachlich an Ergebnissen der Partizipati-
onsprozesse, an politischen Entscheidungen und Beratungsstrukturen Einfluss nehmen kann.
Sehen Sie das durch das Antragsrecht, das jetzt in die HGO aufgenommen wurde soll, gewéhr-
leistet, dass man dann tatsachlich die Dinge, die vorher beraten werden, entsprechend in den
parlamentarischen Strukturen einbringen kann? Sehen Sie das durch diese Moglichkeit geschaf-
fen, oder hatten Sie darliber hinaus noch Dinge, die Sie geregelt sehen wollen oder wo Sie Re-
gelungsnotwendigkeiten sehen?
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Abgeordneter Bernd Erich Vohl:

Ich habe zwei Fragen, eine an Herrn Igstadt von der agah. Herr Igstadt, in lhrer Stellungnahme
haben Sie geschrieben, dass Sie gerne eine Erweiterung des aktiven und passiven Wahlrechts
insbesondere fur Doppelstaatler, Spataussiedler und Staatenlose mdchten. Da hatte ich gerne
von Ihnen gewusst, wie diese Erweiterung lhrer Meinung nach aussehen soll, was erweitert wer-
den sollte.

Die zweite Frage geht an die Landesseniorenvertretung. Wir haben heute von Professor Friehe
gehort, dass er der Interessenvertretung eines Seniorenbeirates eher ablehnend gegenibersteht,
weil er hier eine Uberreprasentation der alteren Menschen in den kommunalen Gremien sieht.
Ich selbst habe auch erlebt und weil? es aus eigenem Ansehen, dass Antrage in einer Stadtver-
ordnetenversammlung zum Beispiel auf Einrichtung eines Seniorenbeirates gerade aufgrund die-
ses Argumentes der Uberreprasentation von alteren Menschen abgelehnt wurden. Da ist meine
Frage: Wie sehen Sie das? — Danke schon.

Abgeordneter Christoph Sippel:

Ich habe eine Frage an Frau Wagner vom Jugendring. Wir haben einige Anderungen enthalten.
Das geht ein bisschen in die Richtung, was Lisa Gnadl gefragt hat. Wir haben eine Regelung jetzt
aber nicht drin. Das betrifft das Thema Wahlalter. Dazu wiirden mich lhre Einschatzung und lhre
Perspektive interessieren, wie Sie zu einer Absenkung stehen.

Die nachste Frage richtet sich an die agah. Kénnen Sie sagen, ob mit der Anderung, die wir jetzt
debattieren, Giberhaupt noch eine ausreichende Reprasentation gegeben ist, wenn wir entspre-
chend die Anderung vornehmen, die sachkundigen Birgerinnen und Birger dort zu reduzieren.
Besteht dann nicht sogar die Gefahr, dass man am Ende des Tages eher ein kleineres Kommu-
nalparlament in der Abbildung hat, weil man von dort auch Vertreterinnen und Vertreter mit da-
beihat, anstatt wirklich auch eine Vertretung von Menschen, die hier kein Wahlrecht haben?

Abgeordneter Moritz Promny:

Ich mOchte zwei Fragen an Herrn Lenzgen von Mehr Demokratie e. V. richten. Sie hatten ausge-
fuhrt, dass Sie fir mehr Transparenz und mehr Birgerbeteiligung bei kommunalen Entschei-
dungsprozessen pladieren. Da wirde mich interessieren, welche Vorteile Sie denn in einer Aus-
weitung von Blrgerentscheiden sehen.

Sie sehen das d'Hondt-Verfahren sehr kritisch. Es sei undemokratisch und nicht mit Wahlrechts-
gleichheit vereinbar. Welche konkreten Alternativen zum d‘Hondt-Verfahren wirden Sie vorschla-
gen? — Vielen Dank.

Abgeordneter Riidiger Holschuh:

Ich habe eine Frage an Herrn Heindl vom VKU. Sie haben in lhrer schriftlichen Stellungnahme zu
§ 121 HGO Absatz 2 Ausfihrungen zur IT-Sicherheit gemacht. Ein sehr, sehr wichtiges Thema.

Br 43 INA 21/18 — 12.02.2025



-9 HESSISCHER
gl | ANDTAG

21. WAHLPERIODE

Vielleicht konnten Sie darauf eingehen, was ich mir darunter konkret vorstellen muss, wie da ein
kommunales Engagement aussehen kann und warum das Eingang in 8§ 121 finden sollte.

Abgeordneter Alexander Bauer:

Meine Frage richtet sich an den Vertreter der Seniorenbeirate. Ich will nicht das Wort von Uber-
reprasentanz in den Mund nehmen, aber die Frage der Legitimation stellt sich mir schon.

Wahrend bei Ausléandern sozusagen das Wabhlrecht nicht gegeben ist und deshalb eine entspre-
chende politische Beteiligungsform gegeben sein muss und das bei Jugendlichen, die das Wahl-
alter noch nicht erreicht haben, auch sinnvoll erscheint, ergibt sich folgende Frage. Seniorinnen
und Senioren kénnen sich natirlich mit ihrem Wahlrecht in der Gebietskorperschaft Geltung ver-
schaffen. In der Regel sind in den Parlamenten Menschen aller Altersklassen vertreten. Ich kann
nicht feststellen, dass ein Mangel an Seniorenbeteiligung zumindest in meiner Heimatkommune
stattfindet. Wir haben aber wohlweislich einen Seniorenbeirat. Aber verstehen Sie das Anliegen
meiner Frage: Wo sehen Sie ein Defizit?

Ich denke, jede Kommune ist bestrebt, Politik fir alle Menschen zu machen, die in der Stadt oder
in der Gemeinde leben. Da hat natiirlich die Gemeinde eine entsprechende Verpflichtung, auch
die alter werdende Bevolkerung entsprechend zu reprasentieren. Das ist doch in der Gebietskdr-
perschaft und in der Stadtverordnetenversammlung schon gegeben. Wo sehen Sie da ein Defizit
an der politischen Beteiligungsmaoglichkeit?

Frau Verena Wagner:

Vielen Dank fur die Ruckfragen. Ich mdchte zuerst Frau Gnadl antworten. Zu lhrer ersten Frage
und den Zugangen. Wir sehen das mit dem Text, den Sie in dem Gesetz geschrieben haben,
grundsatzlich gewahrleistet. In der Begriindung klingt es dann wieder ganz anders. Wir sind dafur,
dass nicht nur institutionalisierte Beteiligungsformate eingerichtet werden kénnen oder im besten
Fall missten. In der Begriindung liegt aber ein sehr starker Fokus auf institutionalisierten Forma-
ten. Ich glaube, da brauchte es eine Anderung, unter anderem auch in dem Satz: ,Hierzu kénnen
Gremien eingerichtet werden.” Da wirde es vielleicht auch schon helfen zu sagen: ,Hierzu kén-
nen zum Beispiel Gremien oder Projekte eingerichtet werden”, sodass diese Offenheit im Geset-
zestext starker hervorgehoben wird, weil institutionalisierte Formen in der Regel eher die Formen
sind, an die sowieso gedacht wird, die aber nur eine bestimmte Gruppe von jungen Menschen
anspricht.

Zu lhrer zweiten Frage. Das Rederecht bzw. die Vielfalt an Mdglichkeiten, sich einzubringen, die
hier beschrieben werden, finden wir grundsatzlich positiv. Wir kdnnen uns vorstellen, dass es
noch weitere Verfahren gibt, die sinnvoll waren. Auch da wirde eine Formulierung wie: ,zum
Beispiel Antrags-, Anhérungs-, Vorschlags- und Rederecht” helfen.

Der Punkt, der uns da besonders wichtig ist, ist die Frage, welche Beteiligungsformate iberhaupt
die Moglichkeit haben, diese Rechte zu nutzen. Ich glaube, das ist sehr unterschiedlich, je nach-
dem, welche Formen der Beteiligung in der Gemeinde vor Ort genutzt werden kénnen. Ich sage
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es einmal so: Jugendparlamente sind darauf angelegt, Antrédge zu schreiben. Bei projekthaften
Formaten ware das eher anders. Ich glaube, es misste noch ein bisschen deutlicher werden,
dass es fir alle eine Mdglichkeit gibt, sich einzubringen.

Zu lhrer Frage beziglich der Wahlalterabsenkung. Wir haben im Hessischen Jugendring eine
ganz klare Forderung, dass wir auch die Wahlalterabsenkung unterstiitzen. Aus unserer Kenntnis
gibt es auch keine wissenschaftlichen Beitrage, die das grof3artig aufzeigen, sodass das nicht reif
genug Sein fur junge Menschen eigentlich nicht belegt ist. Deswegen unterstiitzen wir diese For-
derung sehr stark.

Herr Klaus Reifert:

Fur mich sind es zwei Punkte, die hauptsachlich als Frage kommen, einmal, dass es nicht zu
einer doppelten Einflussnahme durch Wahlen bei Senioren kommt. Das ist relativ einfach. In un-
seren Vorschlag vom 22. Januar 2024, der Stellungnahme zu dieser Drucksache, haben wir ein-
deutig hineingeschrieben, dass wir ein Antragsrecht, ein Sprachrecht, aber kein Abstimmungs-
recht haben. Allein durch die Verweigerung des Abstimmungsrechts, das wir auch nicht anstre-
ben, ist eine Beeinflussung in doppelter Hinsicht nicht mdglich, aber immerhin ein Vorschlag, eine
Anregung, und man kann etwas in Diskussion bringen und halten, wo vielleicht auch ein alterer
Gewabhlter nicht unbedingt draufkommt. Das ware der erste Komplex.

Welcher Bedarf der Alteren wird nicht erkannt? Aus personlichen Erfahrungen wissen wir — da
ich auch in einem Seniorenbeirat in einer kreisfreien Stadt bin —, es werden immer wieder bei
Planungen, Neubauten, Einrichtungen von Zentren, Versorgungen, Etablieren in Quartieren mit
Arzten sehr oft die Belange der alteren Menschen entweder nicht gesehen, ibersehen oder auch
auf3er Acht gelassen. Das ist einfach Fakt.

Auch die Problematiken, die wir jetzt haben, mit Klimakatastrophen, mit Gberhitzten Innenstadten,
Ruhebereichen, auf Toilette gehen, analog einen Arzttermin machen zu kénnen oder zu missen,
werden an uns herangetragen. Wir versuchen, dass dann auf Landesebene durch den LSV zu
regeln, aber in der Gemeinde wird es oft nicht erkannt. Diese Sachen kommen in der Regel zu-
hauf aus den Seniorenbeiraten der einzelnen Kommunen, weniger aus offiziellen Stellen. Viel-
leicht liegt es aber auch daran, dass offizielle Stellen, die jemand fir die Alteren benennen kon-
nen, das nicht so 6ffentlich machen, wenn man etwas regeln mdchte. Das kann sein, das kann
ich nicht beurteilen, aber ich kann nur von meiner Erfahrung sprechen, dass das immer wieder
vorkommit.

Ein Problem gibt es auch noch bei der Beurteilung, ob etwas seniorenrelevant ist oder nicht. Hier
werden sehr oft bei Planungsunterlagen oder bei Verordnungen die Senioren ibersehen. Wenn
ein freier gewéhlter Seniorenbeirat da ist und sieht das, dann kann er nachhaken, und dann
kommt es wieder auf die Tagesordnung. Also, die sehr verehrten &lteren Politiker in der Ge-
meinde gerne, aber die Ubersehen auch etwas.
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Wir sind parteipolitisch absolut unabhangig. Wir missen uns nach keiner Meinung richten. Wir
missen nicht aufpassen, dass wir die richtigen Parteien einbeziehen, wenn wir eine Vorlage ein-
bringen wollen. Wir dirfen auch einfach so schwétzen, wie das Herz ist, und wir vertreten immer-
hin Uber die Seniorenbeirate 1,8 Millionen &ltere Mitburger. Die wollen bitte gehort werden.

Herr Enis Gilegen:

Ich Gbernehme die Beantwortung der Frage zur Erweiterung des Wahlrechts: Genauer gesagt,
da steht die Erweiterung des aktiven Wahlrechts. Das passive Wahlrecht, auch fir Eingebtirgerte
oder Doppelstaatler, besteht bereits.

Diese Forderung ist auf eine Andersbehandlung zuriickzufiihren, die unter den Migranten derzeit
praktiziert wird, wahrend namlich Eingeburgerte lediglich das passive Wahlrecht haben und aktiv
nicht wahlen kénnen — was Ubrigens auch bei der immer wieder kritisierten Wahlbeteiligung von
Auslanderbeiraten zu grofl3en Problemen fihrt, darauf haben wir jahrzehntelang hingewiesen und
eine Regelung ist ausgeblieben —, wahrend die eingebirgerten Migranten lediglich Uber ein pas-
sives Wahlrecht verfligen, Ubrigens mit der Begriindung, dass sie bereits ein Kommunalwahlrecht
und die Mdglichkeit haben, sich dadurch in die politische Entscheidungsfindung einzubringen,
durfen aber hingegen die EU-Birger sowohl ein aktives als auch ein passives Wabhlrecht genie-
Ren.

Das heil3t, wahrend ein Italiener, der in Frankfurt wohnt, auch wéahlen und gewahlt werden kann,
kann ich als eingebiirgerter, urspringlich aus der Turkei kommender Migrant nicht aktiv wahlen,
sondern nur gewahlt werden. Das ist eine Andersbehandlung. Diese Andersbehandlung muss
abgestellt werden, das ist rechtlich nicht auszuhalten.

Darauf haben wir hingewiesen, und das ist die Forderung, die in unserem Positionspapier steht
und die Ubrigens auch in der vorliegenden Vorlage vdllig fehlt.

Da leite ich jetzt Gber zu lhrer Frage, ob denn die vorliegende Novellierung die politische Repra-
sentation von Migranten verbessern wird. Wenn das Ziel der Landesregierung tatsachlich das
sein sollte, was ich im Koalitionsvertrag lese, dass man namlich die Reprasentation von Auslan-
derinnen und Auslandern im politischen Bereich unterstitzt und die Auslanderbeirate aufwertet,
dann ist es mit dieser Gesetzesvorlage mit Sicherheit nicht erreicht, genau das Gegenteil, bei
Weitem eigentlich auch noch schlechter gestelit.

Auch wenn die Integrationskommission tatséchlich irgendwann einen Sinn einer politischen Par-
tizipation fir Migranten gehabt haben sollte, wenn man sie jetzt derart marginalisiert, dass ledig-
lich funf Blrgerinnen und Blrger aus einer Kommune ausreichend sind, sie politisch der Gemein-
devertretung gegenuber zu vertreten, ist es eine Marginalisierung, und dadurch ist keine Verbes-
serung erreicht, sondern eine Verschlechterung.

Viel wichtiger ist tbrigens auch, was in dieser Gesetzesvorlage nicht steht. Einen Punkt hat Herr
Igstadt bereits ausgedriickt. Er hat die thematische Einschrankung eines Antragsrechts ange-
sprochen, dass vielerorts dem Auslanderbeirat gesagt wird, das sei keine ureigene, Auslander
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betreffende Angelegenheit, dariiber habe sich der Auslanderbeirat nicht zu auf3ern, solche Ein-
schrankungen, bis hin zu dem immer noch leidigen, diskriminierenden Namen dieser Beiréte.

Wir sprechen heute noch von Auslandern in diesem Beirat. Entschuldigen Sie bitte, wenn wir auf
junge Menschen zugehen, wenn wir auf Menschen zugehen und fragen, warum sie sich nicht im
Auslanderbeirat engagieren, dann zeigen diese uns des Ofteren mal einen Vogel und sagen: Ich
bin doch kein Auslénder. Soll ich mir diesen Stempel selbst auf die Stirn kleben?

Dass man sich noch nicht einmal in dieser Gesetzesvorlage dazu durchgerungen hat, diesen
diskriminierenden Namen zu andern! Im Grof3en und Ganzen ist diese Vorlage mitnichten eine
Verbesserung, sondern eine Verschlechterung. Es ist eher dramatisch, weil wir seit 15 Jahren
immer wieder auf die gleichen Punkte hinweisen und sagen, dass grundsatzlich regeln missen,
was einem Auslanderbeirat zur Verfligung gestellt werden muss, damit er seine Arbeit erledigt.

Ich kenne Auslanderbeirate, die einen Schrank und einen Leitzordner, mehr nicht an Material
haben. Mit dieser Ausstattung kann man keine politische Arbeit leisten. Das sind so viele Punkte,
die wir immer wieder eingebracht haben. Es ist daher eine sehr groRe Enttauschung. Das ist die
Antwort auf Ihre Frage. Es ist eine sehr grof3e Enttauschung, dass auch mit dieser Novellierung
eine grundlegende Verbesserung der politischen Partizipation von Migranten, insbesondere in
der aktuellen Zeit unserer Gesellschaft, versdaumt worden ist. — Danke.

Herr Henrik Lenzgen:

Herr Promny, vielen Dank fir die Frage. Ich mdchte betonen, uns geht es vor allen Dingen erst
einmal nicht um eine Ausweitung von Birgerentscheiden, sondern um die Beibehaltung des Sta-
tus quo, weil flr uns nicht ersichtlich ist, weshalb diese Einschrankung vorgenommen werden
soll.

Des Weiteren geht es uns um die Erschaffung von neuen Beteiligungsméglichkeiten, zum Bei-
spiel Birgerraten. Es gab davon mittlerweile in Deutschland mehr als 400 auf kommunaler Ebene,
drei auf Bundesebene. Wir haben damit sehr gute Erfahrungen gemacht. Das sind auch keine
Konkurrenzveranstaltungen zur reprasentativen Demokratie, sondern Erganzungsmechanismen,
und die haben aktuell auch Gberhaupt keine Bindewirkung. Des Weiteren kann man auch den
Einwohnerantrag erwéhnen, den ich schon genannt habe.

Zur zweiten Frage. Wir wirden die Beibehaltung des aktuellen Auszahlverfahrens deutlich bevor-
zugen, und ansonsten die Anderung zum Verfahren, das auch auf der Bundesebene angewendet
wird, das Sainte Lagué/Schepers-Verfahren.

Herr Martin Heindl:

Herr Hohlschuh, vielen Dank fur die Frage. Das gibt mir die Moglichkeit, auf das Thema Betati-
gung im Bereich der IT-Sicherheit naher einzugehen. Wir regen an, Betéatigung im Bereich der
Gewabhrleistung von IT-Sicherheit in den Katalog der nicht wirtschaftlichen Betéatigung gemaf
§ 121 Absatz 2 aufzunehmen. Hintergrund ist, dass es zahlreiche Cyberangriffe auf kommunale
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Unternehmen, Einrichtungen und auch Kommunen gibt, die in den vergangenen Jahren nicht
zuletzt aufgrund geopolitischer Entwicklungen stark zugenommen haben.

Es ist unbestritten, dass kommunale Unternehmen in diesem Bereich fir den Eigenbedarf natir-
lich auch tatig werden durfen. An dieser Stelle geht es aber darum — hier sieht man in unserer
Mitgliedschaft Bedarf —, dass man die Expertise auch anderen kommunalen Unternehmen anbie-
ten kann. Das heif3t, wenn ein kommunales Energieversorgungsunternehmen diese Kompetenz
hat, aufgebaut hat und sie anderen zur Verfugung stellen méchte, dann gibt es bisher eine Ein-
schrankung, wenn das ein neues Betatigungsfeld ist.

Insofern ware es aus unserer Sicht wichtig, dass auch Kommunen oder Einrichtungen, Unterneh-
men im Wege eines Auftrags IT-Dienstleistungen durch ein anderes kommunales Unternehmen
in Anspruch nehmen kénnten und dies durch solche Regelungen ermdglicht werden wiurde.

Eine Begrenzung der Dienstleistungen eines kommunalen Unternehmens auf den Eigenbedarf
erscheint jedenfalls angesichts der aktuellen Nachfrage bei dem Thema und auch aufgrund der
aktuellen Bedeutung, also den groRen Herausforderungen, nicht zweckmafig.

Abgeordnete Lisa Gnadl:

Ich will die Anhdrung jetzt nicht unndétig in die Lange ziehen, habe aber jetzt doch nochmal auf-
grund der Stellungnahme von Herrn Gllegen eine Nachfrage, weil Sie berechtigterweise Uber
den Begriff des Auslanderbeirats gesprochen haben und auch in lhrer Stellungnahme den Vor-
schlag eines Migrant*innenparlaments gemacht haben, ob das der Begriff ist, der das richtig trifft.

Weil wenn man eine andere Begrifflichkeit verwenden wiirde, stellt sich die Frage, ob, da Men-
schen mit Migrationsgeschichte teilweise schon sehr unterschiedlich in Kommunalparlamenten
vertreten sind, dann diese Begrifflichkeit tatsachlich das trifft, was mit dem Auslanderbeirat ge-
meint ist und verstanden wird?

Herr Enis Gulegen:

Frau Gnadl, zwei Punkte sind sehr wichtig. Erstens weg von diesem diskriminierenden Namen
Auslander. Das ist das erste Ziel. Frau Gnadl, ich bin kein Auslander. Ich lebe seit Giber 45 Jahren
in Deutschland, und ich bin kein Auslander.

(Abgeordnete Lisa Gnadl: Das habe ich verstanden!)

Sehr viele Menschen, die sich in den Auslénderbeiraten engagieren, sind keine Auslander. Wenn
man jemandem standig sagt, du bist ein Auslénder, dann ist es eine Stigmatisierung, und es ist
eine Marginalisierung. Insofern weg von diesem Namen.

Sie haben unsere Vorschlage leider auch nicht gelesen.

(Abgeordnete Cirsten Kunz-Strueder: Das stimmt nicht. Also wirklich!)
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Das ist leider der Fall. Wir haben das sehr dick geschrieben, Frau Gnadl. Das ist eine Diskussi-
onsgrundlage, das ist lediglich ein Vorschlag. Nicht einmal ich personlich stehe hinter diesem
Namen Migrationsparlament.

Der Name hat aber Vorteile. Erstens. Migranten sind als Begriff bekannt. Zweitens. Der Begriff
Parlament auch. Drittens. Der Name ist HGO-erprobt. Es gibt die Jugendparlamente. Wir kbnnten
uns Uber jeden anderen Namen einigen, solange wir uns dariber einig sind, weg von diesem
Namen zu kommen. Das ist das Wichtige.

Abgeordneter Moritz Promny:

Ich habe noch eine Riickfrage an die sogenannte Landesseniorenvertretung Hessen. Sie haben
wesentliche Punkte ausgefiihrt. Hier wirde mich interessieren, welchen Herausforderungen Sie
sich derzeit fur die politische Teilhabe alterer Menschen in Hessen ausgesetzt sehen, was da so
die Kernherausforderungen sind. Das wiirde mich interessieren. — Danke.

Herr Klaus Reifert:

Das ist jetzt eine Frage an den LSVH, richtig? Gut, da muss ich unterscheiden, ob ich fir den
Seniorenbeirat oder den LSVH antworte.

Unsere Herausforderung ist naturlich, Defizite, die auffallen, anzusprechen und darauf zu achten,
dass Versprechen, die auf Ebene der Landespolitik gegeben werden, eingehalten werden, Hilfe-
stellung Uberwiegend gerade vom LSVH zur Griindung von Seniorenbeirédten zu geben. Wir sind
vor Ort. Wir sind in ganz Hessen unterwegs.

Ein Beispiel. Wenn es eine Gruppe gibt, die ganz gerne einen Seniorenbeirat haben mochte, aber
es gibt einige Grinde, das nicht haben zu miissen, zu wollen, dann kommen wir vorbei. Dann
reden wir nicht nur mit den Menschen, die einen Seniorenberat haben wollen oder direkt rein-
kommen wollen, sondern auch mit dem Bilirgermeister vor Ort, wo denn seine Befiirchtungen
liegen, wenn er einen Seniorenberat hat und wie er es aufteilt. Das ist das beriihmte Schild an
der TUr, wo Seniorenvertretung, Beirat oder was auch immer steht. Das versuchen wir zu verhin-
dern, weil wir dann einen besseren Zugang haben. Wir wollen auch Uber die Seniorenbeirate
1,8 Millionen Altere ab 60 vertreten. Das ist unser Hauptziel. — Danke.

Vorsitzender:

Vielen herzlichen Dank fur lhre Stellungnahmen und lhre Antworten auf die gestellten Fragen.
Dies alles findet nun Eingang in den weiteren parlamentarischen Prozess und wird mdglicher-
weise zu weiteren Initiativen fuhren.

Das Protokoll der heutigen Anhorung ist 6ffentlich. Ich kann nur empfehlen, dieses Protokoll zur
Kenntnis zu nehmen, sobald es fertiggestellt und tUber die Parlamentsdatenbank zur Verfligung
gestellt worden ist.
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21. WAHLPERIODE HESSISCHER

LANDTAG

Ich mdchte mich herzlich fir eine disziplinierte und fast auch schon routinierte Diskussionsrunde
bedanken. Herzlichen Dank fir die Anreise. lhnen allen einen guten Heimweg.

Ich schlie3e hiermit die 18. Sitzung und gebe uns fiinf Minuten Pause bis zum Beginn der 19. Sit-
zung. — Danke schon.

Wiesbaden, 5. Marz 2025

Protokollfiihrung: Vorsitz:
Henrik Dransmann Thomas Hering
Anlage
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Prof. Dr. Matthias Friehe: Beispielrechnung der Wahlsysteme fiir das Ergebnis der letzten Wahl zur Marburger Stadtverordnetenversammlung

STIMMEN % SITZE D‘HONDT  LAGUE SPERR+  SPERR+  STIMMENFUR  STIMMEN FUR
D‘HONDT  LAGUE SITZNIEMEYER ~ SITZ D’HONDT
UND LAGUE
CDU 372.905 21,4 13 13 13 14 14 28.685 28.685
GRUNE | 453.023 26,0 15 16 16 18 17 30.202 28.314
SPD 410.113 23,5 14 14 14 16 16 29.294 29.294
AFD 32.166 1,8 1 1 1 . = 32.166 32.166
FDP 69.138 4,0 2 2 2 - - 34.569 34.569
LINKE 197.881 11,4 7 7 7 7 8 28.269 28.269
BFM 57.547 3,3 2 2 2 : = 28.774 28.774
PIRATEN | 13.371 0,8 1 - - - - 13.371
KLIMA 111.737 6,4 4 4 4 4 4 27.934 27.934
APPD 3.760 0,2 - - - - -
WDMR 12.273 0,7 - - - - -
MR-24 7.748 0,4 - - - - -

Gesamtzahl der Sitze: 59

Quelle: Amtliches Wahlergebnis und eigene Berechnung.



	INA-KB-18_ö._Anh.pdf
	Stenografischer Bericht öffentlich
	Vorsitzender:
	Gesetzentwurf Landesregierung Gesetz zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften – Drucks. 21/1303
	Herr Tim Ruder:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Johannes Heger:
	Herr Dr. David Rauber:
	Vorsitzender:
	Abgeordneter Christoph Sippel:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Tim Ruder:
	Abgeordneter Bernd Erich Vohl:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Tim Ruder:
	Abgeordneter Moritz Promny:
	Herr Tim Ruder:
	Abgeordneter Alexander Bauer:
	Herr Stephan Gieseler:
	Abgeordnete Lisa Gnadl:
	Herr Stephan Gieseler:
	Abgeordneter Moritz Promny:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Johannes Heger:
	Abgeordneter Rüdiger Holschuh:
	Herr Tim Ruder:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Johannes Heger:
	Abgeordneter Christian Rohde:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Dr. David Rauber:
	Herr Tim Ruder:
	Abgeordneter Moritz Promny:
	Herr Stephan Gieseler:
	Herr Johannes Heger:
	Abgeordneter Bernd Erich Vohl:
	Herr Stephan Gieseler:
	Vorsitzender:
	Herr Prof. Dr. Matthias Friehe:
	Frau Prof. Dr. Elke Gurlit:
	Herr Peter Zielinski:
	Vorsitzender:
	Herr Enis Gülegen:
	Herr Volker Igstadt:
	Frau Verena Wagner:
	Herr Klaus Reifert:
	Herr Henrik Lenzgen:
	Herr Erich Engels:
	Herr Karl-Christian Schelzke:
	Herr Martin Heindl:
	Vorsitzender:
	Abgeordnete Lisa Gnadl:
	Abgeordneter Bernd Erich Vohl:
	Abgeordneter Christoph Sippel:
	Abgeordneter Moritz Promny:
	Abgeordneter Rüdiger Holschuh:
	Abgeordneter Alexander Bauer:
	Frau Verena Wagner:
	Herr Klaus Reifert:
	Herr Enis Gülegen:
	Herr Henrik Lenzgen:
	Herr Martin Heindl:
	Abgeordnete Lisa Gnadl:
	Herr Enis Gülegen:
	Abgeordneter Moritz Promny:
	Herr Klaus Reifert:
	Vorsitzender:



	INA-KB-18_ Anlage zu Stenografischem Bericht 

